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Telegraphiſche Nachrichten. 


Gumbinnen, 20. Januar. Von Seiten der Einwohnerſchaft 
| 


des Kreises Lyck iſt eine Petition an den Oberpräſidenten in Königs⸗ 
berg gerichtet, in welcher derſelbe erſucht wird, behufs Abſperrung des 
Kreiſes gegen die Rinderpeſt ein Militärkommando zu gewähren. — 
Der hieſige Ober⸗Regicrungsrath Braun hat ſich geſtern in Beglei⸗ 
tung des Regierungs⸗Medizinalraths und des Departements „Thier⸗ 
arztes in den Kreis Lyck begeben. Für letzteren, ſowie für die Kreiſe 
Oletzo, Loetzen und Johannisburg find bereits vie erforderlichen 
Maßregeln von der Regierung verfügt. Der Minifter der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten hat den Departements⸗Thierarzt Pauli 
aus Berlin mit Inſtruktionen nach dem Kreiſe Lyck abgeſandt. 
Wien, 20. Januar. [Abgeordnetenha us.] In der heutige 
Sitzung wurde eine Zuſchrift mehrerer czechiſcher Abgeordneter Böh⸗ 
mens verleſen, in welcher dieſelben erklären, ſie lönnten der Auffor⸗ 
derung, im Reichsrathe zu erſcheinen, nicht nachkommen. Sie moti⸗ 
viren dieſe Ablehnung mit dem Hinweis auf die hiſtoriſchen Rechte 
Böhmens. Eine Zuſchrift der Jungcezechen Sladkowsky, Gregr und 
Trojan macht das Erſcheinen derſelben im Reichsrathe von der Ent⸗ 
scheidung der Majorität der Mitglieder des Landtages abhängig. 
Das Helis erklärt das Ausbleiben der czechiſchen Abgeordnelen für 
ungerechtfertigt und lehnt den Antrag betreffend die Ueberweisung der 
erſtgenannten Zuſchrift an einen Ausſchuß ab. — Im weiteren Ver⸗ 
laufe der Sitzung erk ärten die Abgeordneten Graf Hohenwart und 
Genoſſen, ſie würden ſich an der Debatte über die Abänderung des 
Anhanges zur Wahlordnung für den Reichsrath in Bezug auf einige 
Benrke der böhmiſchen Landgemeinden nicht betheiligen. Der dies⸗ 
bezügliche Geſetzentwurf wird hierauf in dritter Leſung angenommen. 
Ebenſo wird nach lebhafter Debatte trotz des Einſpruches des Juſtu⸗ 
Miniſters der Antrag der Minorität des Ausſchuſſes, welcher die 
Aufhebung des Legaliſtrungszwanges fordert, in namentlicher Abſtim⸗ 
mung mit 115 gegen 41 Stimmen angenommen. 5 
— [Prozeß Of enheim.] In Gemäßheit der Anträge der 
Vertheidigung beſchloß der Gerichtshof in der heutizen Sitzung das 
Kollaudirungsprotokoll durch Sachverſtändige prüfen zu laſſen und 


ferner den ehemaligen Mimniſterpräſidenten Potocki, den Statthalter 


Bo und der delsminifter Banhaus als Zeugen vorzulaben. B 
von der Vertheidigung beantragte Vernehmung des ehemaligen Min⸗ 
niſters Plener und des Statthalters Goluchowski wurde abgelehnt. 


Paris, 20. Januar. Die Fraktion der Rechten hält dem Verneh⸗ 


men nach daran feft, die Vertagung der Berathung der konſtitutionel⸗ 


len Gefegentmürfe bis nach der Rekonſtruktion des Ministeriums zu 

beantragen. — Der neue Munizipalrath in Marſeille iſt aus Veran ; 
llaſſung einer Diekuſſion gegen die von der Nationalverſammlung be⸗ 
willigte ſtädtiſche Anleibe ſuspendirt worden. 

Nom, 19. Januar. In der Deputirtenkammer wurde heute von 
dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Visconti⸗Venoſta der 
| Vertrag mit der franzöſiſchen Regierung, betreffend die Regelung der 


Grenze am Mont Cenis, vorgelegt. S 

London, 20. Januar. In der Krankheit des Prinzen Leopold iſt 

ein Rückfall eingetreten und find die Kräfte in Folge deſſen geſchwächt. 
Im Uebrigen iſt der Kranlheitszuſtand des Prinzen unverändert. 

Mancheſter, 20 Januar. Der „Manckeſter Guardian“ ſchreibt, 
vaß Baron Reuter in feinem bei der perſiſchen Regierung wegen der von 
der letzteren dem ruſſiſchen General Falkenhagen ertheilten Eiſenbahn⸗ 
konzeſſton eingelegten Protefie nachdrücklich auf ſeinen Rechten beſtan⸗ 
den habe, und daß daher Graf Derby nicht weniger habe thun kön⸗ 
nen, als den Proteſt offiziell zu unterſtützen. d 

Petersburg, 20 Januar. Der „Reichsanzeiger“ enthält eine 
amtliche Bekanntmachung, wonach der Baltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
die Konzeſſion zum Bau und Betrieb der Dorpat ⸗Tapſer Eiſenbahn 
verliehen worden ift. — Der „Moskauer Zeitung“ zufolge iſt beim 
Kriegsminiſterium die Niederſetzung einer Kommiſſion im Werke, welche 
die Vermehrung der Militär⸗Armenhäuſer berathen fol. — Der Win- 
ter iſt in dieſem Jahre ausnehmend ſtreng und anhaltend, der Ther⸗ 
mometer zeigt heute 23 Grad unter Null (Réaumur). 

Vukareſt, 19. Januar. Der Finanzminiſter Mavrogeni hat feine 
Demmiſſion eingereicht, um über den Inhalt des im Prozeß Dien- 
beim verleſenen Schreibens von Herz, ſoweit daſſelbe ihn betrifft, 
obne Rückſicht auf feine amtliche Stellung ſich äußern zu können. 
Der Fürft Karl hat die Demiſſton angenommen. Zum Finanzminiſter 
ift der bisherige Miniſter für öffentliche Arbeiten, Cautacuzene und an 
Stelle des Letzteren Theodor Roſetti zum Arbeitsminiſter ernannt 
worden. 


W 


Deutſher Reichs tag. ` 
48. Sitzung · 


Berlin, 20. Sege: 11 — Am Tiſche des Bundes raths Del- 
brück, Präſident Maybach u. A. 1 5 
1 der Tagesordnung ſteht zunächſt der Bericht der Petitions⸗ 
kommiſſion über oret auf daz Eiſenbahnt arif ⸗Syſtem bezüg⸗ 
liche Beritionen, zunächſt des Klubs der Landwirthe zu Frank. 
Part a. M., welcher bittet, der Reichstag wolle beſchließen, den 
Reichs kanler aufzufordern, eine Kommifſion von je 5 Mitgliedern der 
oan" wirthſchaft, der Induſtrie und des Handels nut Hinzuziehung von 
5 Eiſenbahnbeamten als nicht ſtimmberechtigten Beiräthen einzuberufen, 
welche die Aufgabe erhält, das von dem Reichseiſenbahnamte, reſp. 


om Bundes krathe projektirte Eiſenbahnlarif⸗Syſtem einer genauen 


decke zu unterwerfen, reſp. geeignete Vorſchläge zur Verbeſſerung 


ben zu machen. 


5 1 2 
1 — 1 eg 


ändern, daß die Prüfung nicht durch Delegirte, 


eingehenden 


des Aufſchlags von 2) Prozent gedient haben; b. ob die Virminderung 


Mittag⸗Ausgabe. 


Jahrgang. 
Donnerſtag, 21. Januar 


Erſcheint täglich drei Mal.) 


Ferner beantragen der Papferfabrikant Maragraff und 
Genoſſen von Wolfswintel bei Neustadt Eberswalde, der Reichstag 
wolle ſich mit aller Entſchiedenheit der Eiſenbahnfracht⸗Tariferhöhung 
widerſetzen, dagegen eine Wicker far des Tarifs, vor allem für naſſes 
Holz und Strohſtoff, wie ſolcher für die Papierfabrikation gebraucht 
wird, dringlichſt beim Bundesrathe beantragen. 

Endlich bittet der Vorſtand des Vereins für die berabau- 
lichen Intereſſen im Oberberg amtsbezir! Dortmund in 
Betreff der Erhöhung der Frachtſätze für Koblen und die gleichtari⸗ 
firten Artikel auf den rheiniſch⸗weſtfälfſchen Eiſenbabnen: der Reichs 
tag wolle ſeinen Einfluß dahin geltend machen, daß nunmehr, nachdem 
auf ſämmtlichen Staatsbahnen und den meiſten Privatbahnen die 
Güterfrachtſätze auf Grund des Bunvesrathsbeſchluſſes erhöht find, — 
Seitens der Aufſichtsbdehörden unter Zuziehung von Intereſſenten eine 
forgfältige Erhebung darüber veranſtaltet werde, ob Seitens der Bahn⸗ 
verwallungen bei ihren Erhöhungen ein verſtändiges Maß eingehalten 
worden iſt, — und ob namentlich bei der Tariſirung derjenigen Ar⸗ 
tikel, für welche in der Reichsverfaſſung der Einpfennig⸗Tarif pro 
Zentner und Meile vorgeſehen Vi, die wir thſchaftlichen Intereſſen des 
Landes die gebührende Berückſichtigung gefunden haben. 

Die Petitions⸗Kommiſſion beantragt, dieſo Petitionen dem 
Reichskanzler mit der Aufforderung zu überweiſen; die 
Frage der Eiſenbabhntarifreform einer einge henden Prüfung 
und Begutachtung durch Delegirte der Landwirthſchaft. 
des Handels, der Induſtrie und der Eiſenbahnverwaltungen unters 
ziehen zu laſſen. 

Zugleich beantragt die Kommiſſion, ihren Antrag noch auf zwei 
weitere Petitionen derſelben Tendenz, ausgegangen von dem Kommer⸗ 
zienrath Meyer zu Celle im Auftrage des Verwaltungs raths des 
Georg: Marien Bergwerks und Hüttenvereins und von der Handels- 
kammer zu Eupen, auszudehnen. 

Aus der großen Anzahl der vorliegenden Anträge und aus dem 
lebhaften Ecfer, mit dem man Dé von verſchiedenen Seiten des Hau⸗ 
ſes feit Wochen bemüht hat, den Gegenſtand auf die Tagesordnung 
zu bringen und ihm eine günſtige Stelle auf derſelben zu verſchaffen, 
if zu entnehmen, daß er im Müttelpünkt aller Intereſſen ſteht und daß 
feine gründliche Behandlung von den Vertretern aller Verkehrezweige 
mit gleichmäßiger Dringlichteit gewünſcht wird. Wir theilen zunächſt 
die Anträge aus der Mit'e des Hauſes mit, die ih an den Antrag 
ſeiner Kommiſſion knüpfen. 

Es beantragen: 2 2 S 

I) v. Min nigerode den Antrag der Kommiſſion dahin zu 
ſondern auf Grund 
des Gutachtens; 

2) v. Benda: 


Enquete durch eine zu dieſem Zwecke zu berufende 
Kommiſſton zu unterwerfen, und von dem rgebnife derſelben 
EE Reichstage bei feinem nächſten Zuſammentritte Mittheilung zu 
machen. 

, Berger, v. Unrub und Löwe: die Petitionen dem 
Reichskanzler mit der Aufforderung zu überweiſen: die Frage der 
Eiſenbahntarifreform einer eingehenden Prüfung und Begutachtung 
durch eine aus Mitgliedern des Bundesraths und 
des Reichstages gleichmäßig gebildeten Kom⸗ 
miſſion, welche zur Veruehmung von Sachverſtändigen und Imer⸗ 
eſſenten der Landwirthſchaft, des Handels, der Induſtrie und der 
Eifenbahnverwaltungen befugt fein muß, unterziehen zu laſſen. 

Und v. Saucken Tarputſchen fügt dieſem Antrage den Schlußſatz 
v. Benda's hinzu: „und das Nefultat dem Reichstage bei feinem näch⸗ 
ſten Zuſammentritt vorzulegen, während Oppenheim die geſperrten 
Worke ſtreichen will. £ 2 

4) Schröder (Friedberg): den Reichskanzler aufzufordern, bei dem 
Bundes ralhe dahin zu wirken: daß bis zur definitiven Neuregelung des 
Tarifſyſtems und der Tarife auf den deutſchen Eiſenbahnen jede noch 
nicht eingetretene Aenderung der Güter⸗ wie Perſonen Tarife in der 
Richtung wirklicher Erhöhung nur mit beſonderer Zuftimmung der 
Reichs regierung und, ſoweit erforderlich, gusſchließlich für den infer- 
ane Verkehr erfolge, ohne daß der interne Verkehr dadurch be⸗ 

et wird. 

5) v. Saucken⸗Tarputſchen: Die Petition aus Do tmund dem 
Reichskanzler mit der Aufforderung zu überweiſen, die geeigneten Schritte 
zu thun: daß die durch Beſchluß des Bundesrathes vom 11. Juni a. pr. 
von dem interimiftiih zugelaſſenen Frachtzuſchlage freigelaſſenen Ger 
genſtände von demſelben frei bleiben; für die übrigen im Art 45 der 
Reichsverfaſſung erwähnten, ſowie für alle Gegenſtände, die bei ſach 
gemäßſer Auslegung des Art. 45, 2, als den erwähnten Gegenſtänden 
„ähnlich“ anerkannt werden müſſen, der interimiſtiſch zugelaſſene Fracht. 
zuſchlag wieder in Wegfall komme. 

Der Art. 45 der Reichsverfaſſung, auf den ſich der vorſtebende 
Antrag, die Erklärung des Präſtdenten des Reichseiſenbahnamtes May⸗ 
bach (f. u) und die ſich daran knüpfende Disfuffion vielfach bezieht, 
lautet: „Dem Reiche ſteht die Kontrole über das Tarifweſen zu. Dal: 
ſelbe wird namentlich dahin wirken: 1) daß baldigſt auf allen deutſchen 
Eiſenbahnen übereinſtimmende Betriebsreglements eingeführt werden; 
2) daß die möglichſte Gleichmäßſakeit und Herabſetzung der Tarife er 
zielt, insbeſondere, dan bei größeren Entfernungen für den Transport 
von Kohlen, go. ks, Holz, Erzen, S einen, Salz, Robeiſen, Düngungs⸗ 
mitteln und Ähnlichen Gegenſtänden ein dem Bedürfniß der Landwirtb⸗ 
ſchaft und Induſtrie entſprechender ermäßigter Tarif und zwar zunächſt 
thunlichſt der Ein Pfennig⸗Tarif eingeführt werde“) 

7) Kisker: die Petitionen dem Reichskanzler mit der Aufforde⸗ 
rung zu überweiſen: die Frage einer Eiſenbahntaxif⸗Reform einer 
nochmalizen eingehenden Prüfung unterziehen zu laſſen, und dabei 
auch folgende Punkte ins Auge m faſſen: a. inwieweit durch den Rück⸗ 

ang der Preiſe der Betriebs⸗Materialien und der Löhne reſp. der ge⸗ 
ſammten Betriebskoſten diejenigen Grundlagen verändert find, welche 
in der erſlen Denkſchrift des Reichs⸗Eiſenbahnamtes zur Motivirung 


dem? 


die Betitione eichskanzler mit der Auf⸗ 


dr 


> 


der Rentabilität der Eiſenbahnen nicht wohl eben fo ſehr in der theils 
nicht rationellen Organifation derſelben und in Fehlern der Verwal⸗ 
tung zu fuchen Ti, als in zu geringer Höhe der Tarife. Hierbei Des 
legirte des Handels, der Induſtrie, der Landwirkhſchaft und der Ei⸗ 
fenbahn-Berwaltungen zuzuziehen, und bis zur Erledigung dieſer An⸗ 
für dende den Eifenbahnen nur ein kurzes Proviſorium zu gewähren, 
ür welches die ergangenen Beſtimmungen in Kraft bleiben. i 
Der Referent Frhr. Nordeck zu Raben au: In der Kommiſ⸗ 
ſion wurden mit Rückſicht auf Artikel 45 der Verfaſſung Zweifel dar⸗ 
über ausgeſprochen, ob die von dem Bundesrathe einfeitig zugelaſſene 
Tariferböhung auf dem eingeſchlagenen Wege ohne Verletzung der 
Verfaſſung überhaupt gewährt werden durfte, es wurde aber aner⸗ 
kannt, daß das deutſche Eiſenbabntarifw. ſchon deshalb der Reform drin⸗ 
gend bedüftig ſei, weil Ende 1873 auf den deutſchen Eiſenbahnen au" 


lung, 


Voſener Zei 
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1875 


ßer den 57 Lokaltarifen mit 5 bis 10 Klaſſen, 571 Verbandtarifen mit 
einer nicht minder großen Anzabl von Klaſſen beſtanden haben und 
ſich Niemand leicht aus dieſem Tarif⸗Chaos berauszufinden vermöge. 
Die ganze Angelegenheit ſei zwckcmäſig nur durch ein Reichsgeſetz zu 
ordnen. Ferner erſcheint das Verhältniß der Frachtſätze be RK 
tungen über und unter 100 Centner ern unverhältuigmäßig ungünfite 
ges für Diejenigen Klaſſen der Bevölkerung, welche ſich nicht in der 
Lage befinden, ganze Wagen zu befrachten — alſo vorzugsweiſe für 
den Mittelſtand und die ärmeren Klaſſen Als Beleg wurde mitge⸗ 
theilt, daß z. B. künſtlicher Dünger, welcher in Artikel 45 der Ver⸗ 
faſſung unter denjenigen Artikeln genannt iſt, für welche bei Trans⸗ 
porten auf größere Entfernungen thunlichſt der 1 Pfennigtaxif einge⸗ 
führ! werben ſoll, in Ladungen unter 100 Centner auf deutſchen Bah⸗ 
nen 4½ Pfennig Fracht per Centner und Meile koſte. In eine Uns 
terſuchungskommmiſſtion mußten daher auch Vertreter der Intereſſen 
der genannten volks wirthſchaftlichen Kreiſe berufen werden. 

Bei der preußiſchen Ofibahn bat der volle Zuſchlag von 20 Pro⸗ 
zent zu den früheren Tarifſätzen ſtattgefunden, obgleich der preußiſche 
Handeldminifter um Abgeordnetenhauſe erklärt hatte, daß er von der 
zugelaſſenen Erhöhung nicht vollen Gebrauch machen werde und ob⸗ 
gleich weiter auf dieſer Vahn keine Minder⸗ ſondern eine Mehrein⸗ 
nahme erzielt worden iſt. 

Seitens der Vertreter der Reichsregierung wurde in der Kom⸗ 
miſſion, wie es auch heute durch den Präſidenten Maybach geſchieht, 
(„ u) die Nothlage der Staals⸗ und Privatbahnen als das zwingende 
Motiv bezeichnet eine allgemeine Tariferhöhung zuzulaſſen und zugleich 
hat man geglaubt, mit ihr eine Tarifreform in Verbindung bringen zu 
ſollen, welche der Verworrenheit der Gütertarife der deutſchen Bahnen, 
zu deren Beſeitigung dem Reiche durch Artikel 45 der Ve faſſung ein 
Mandat gegeben iſt, ein Ende zu machen. Der Bundesrath hat po 
im Prinzip für das fogenannte Magenraum⸗Kollotarif⸗ 


Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Zeile oder deren 
Kaum, Reklamen verhältnißmäßig höher, find an die 
Expedition zu ſenden und werden für die am folgenden 
Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 5 Uhr 
Nachmittags angenommen. 


ſyſtem, wie es auf den Eiſenbahnen in Elſaß⸗Lothringen, Baden, - 


in der Pfalz, ſowie in vielen Eiſenbahnverbänden für den direkten 
Verkehr mit jenen Bahnen beſteht, entſchieden. Er hat ſich jedoch nicht 
verhehlt, daß eine plötzliche und unvermittelte Durchführung dieſes 
Syſtems vielerlei Unzuträglichkeiten für den jetzigen, an der Hand des 
bisherigen Syſtems großgezogenen Zuſtand zur Folge haben würde, 
und daß es, um ſolche zu vermeiden, nothwendig ſei, ein Uebergangs⸗ 


ſtadium zu ſchaffen. Dem Bundesrath iſt dies dadurch erleichtert wor⸗ 


den, daß inzwiſchen die überwiegende Mehrzahl der Bahnverwaltun⸗ 
gen ſich über ein Syſtem verſtändigt habe, welches ſich 1 5 an das 
deſtehende anfchließt, mit dem Elſaß⸗Lolhringiſchen Syſtem aber die 
die gleichmäßige Behandlung des Kolloguts, ſowie die Tariſtrung der 
nicht Spezialklaſſen zugewieſenen Güter nac, dem Raume gemein hat. 
Der Bundesrath hat demgemäß in ſeiner Sitzung vom 11. Juni d 
beſchloſſen: f 8 5 a 
= daß vom Standpunkte des Reiches aus gegen ‚ine wë, ir 


höhung der Eiſenbahn⸗Frachttarife unter der Vorausſetzung Nichts zu 
erinnern ſei, daß, ſobald als die erforderlichen Vorarbeiten es geſtat⸗ 
ten werden, ſpäteſtens aber mit dem 1. Januar 1875, das ſogenannte 


e 

B e welche das fogenannte natürliche (Wagen⸗ 
raum- und Kollo⸗) Syſtem bereits eingeführt hätten, ſolches 
Be dürften und daß deſſen weiterer Einführung nichts ent⸗ 
gegenſtehe. 


2) daß interimiſtiſch eine Erbbhung der beſtehenden Gütertarife, 


unter Ausſchluß der zur Zeit geltenden Sätze für Getreide, Hülſen⸗ 
früchte, Kartoffeln, Salz, Mehl und Mühlenfabrikate, durch 1 Zu⸗ 
ſchlag von höchſtens 20 Prozent herbeigeführt werden dürfen. 

2 dieſem Beſchluſſe iſt ſomit unterſchieden zwiſchen einem Defini⸗ 
tivum und einem Interimiſtikum. Für die definitive Regulirung Ap: 


eine durchſchnittlich 20 Prozent nicht überſchreitende Erhöhung für das 


Interimiſtikum ein Zuſchlag von höchſtens 20 Prozent geſtattet. 

Die Ausführung dieſes Beſchluſſes hat zunächſt den Landesguf⸗ 
ſichtsbehörden obgelegen, die über den Umfang der im konkreten Fall 
éi Liege Erböbung innerhalb der gezogenen Maximalgrenze 
zu beſtimmen und Ausſchreitungen einzelner Eiſenbahnverwaltungen 
zu verhindern dat haben. Inſoweit derartige Ausſchreitungen dem 
Reichs⸗Eiſenbahnamte bekannt geworden ſind, hat dieſes eine ein⸗ 
gehende Prüfung und Verfolgung eintreten laſſen. 

Schließlich wurden die Verhandlungen der Kommiſſion dadurch 
abgekürzt, daß ausdrücklich erklärt wurde, das Reichseiſenbahnamt 
habe in Ausſicht genommen, die Einberufung einer Enqustekommiſſion 
beim Bundesrathe zu beantragen, jo daß der oben erwähnte Antrag 
der Kommiſſion ohne Einſpruch gefaßt werden konnte. 

Abg. Struckmann berichtet noch beſonders über die Petitionen 
aus Celle und Eupen, weil ſie die in den übrigen Petitionen kaum 
berührte Frage aufwerfen, ob das Reichseiſendabnamt in Gemäßheit 
des Art. 45 der Verfaſſung gehandelt habe, als es die bekannten Tarif⸗ 


verwaltungen zuließ. In der Kammiſſion erklärte der Herr Kommiſſar⸗ 
der Bundesrath finde die Kompetenz, dieſe Maßregel zuzulaſſen, in 
dem Wortlaut des Art. 45 ſelbſt, der ſehr allgemein gehalten ſei und 
nur davon ſpreche, es ſei wünſchenswerth, of eine möglich ſte 
Gleichmäßigkeit und Herabſetzung thunlichſt erzielt werde“; der 
aber eine beſtimmte Vorſchrift gar nicht enthalte. Die Reichsregierung 
babe in dieſer Faſſung nur eine Direktive erkennen können, im welcher 
Weiſe ſie bei Ausübung ihres Kontrolrechtes zu verfahren habe und 
geglaubt, ſich vollſtändig innerhalb ihrer Befugniß zu halten, wenn De 
die allgemein für nothwendig erkannte Erhöhung nicht etwa befoblen, 
ſondern nur nicht oppontrt habe, daß fie von den Einzelregiexungen 
ven Eiſenbahnverwaltungen eingeführt werde. Die Petitions⸗Kom⸗ 
miſſion iſt zu einer förmlichen Entſcheidung über dieſe Frage nicht 


gelangt. ich ſi ; 
Präſident v. Maybach: Bekanntlich find die Ergebniſſe des Ber 
triebes der Eiſenbahnen unter dem Druck der Werthverminderung des 


Geldes in letzter Zeit erheblich zurückgegangen, ſo daß ſchon im Jahre 


wurde, ob die Unternehmungen auch noch die Kraft und den Kredit 
in Zukunft beſitzen und behaupten würden, um den übernommenen 
Verpflichtungen ohne eine Erhöhung der Tarife zu genügen. Die 


eine Tarife höbung zu konzediren ſei. Sie hat ſich mit den Ergebniſſen 
des Jahres 1872 nicht begnügt, ſondern die Reſultate des Jahres 1873 
abgewartet Als aber auch das Ergebniß dieſes Jahres ein jo uns 
aünſtiges war, daß De ſich der ernſtlichen Beſorgniß nicht entſchlagen 
konnte es würde der Kredit der Eiſenbahn⸗Unternehmungen wi 
das öffentlich; Intereſſe ſehr ſchwer geſchädigt werden, als ferner die 
Anträge der Elſenbahn⸗Verwaltungen und der einzelnen Landes regie⸗ 
rungen immer dringender an ſie herantraten eine Tariferhöhung zuzu⸗ 
laſſen, hat ſie an der Hand einer damals angelegten Berechnung 
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Durchſchnitt den Betrag von 20 Prozent nicht überſchreitende Er⸗ $ 


miſchte Tarifſyſtem zur Einführung gelange, daß indeſſen diejenigen 


Erhöhungen der einzelnen Landesregierungen ren, der Eiſenbahn⸗ SC 


Reichsregierung iſt mit Widerſtreben an die Frage herangegangen, ob 


1873 auf Grund der Refultate des Jahres 1872 die Beſorgniß gehegt d 


der 


dem Bundesrathe die Beſchlußfaſſung unterbreitet, ob und in weſchem 


Wi 


ër NC së 


Umfange eine Tarif⸗Erhöhung nothwendig fei- Ich darf voraus⸗ 
ſetzen, daß aus der damals veröffentlichten Denkſchrift des Reichs⸗ 
eiſenbabnamtes zur allgemeinen Keuntniß gekommen iſt. daß man 
annahm, es ſei eine Erhöhung der beſtehenden Gütertarife um etwa 
20 Prozent nothwendig, um eine durchſchnittliche Rente von 53 Prozent 
für die deatſchen Eiſenbahnen herbeizuführen. Der Bundesrath hat ſich 
den Erwägungen, die in der Denkſchrift an die Hand gegeben waren, 
nicht entziehen können und ſich am 11. Juni vorigen Jahres zu einem 
Beſchluſſe vereinigt, welcher zwei Dinge betraf: 1) daß interimiſtiſch 
eine Erhöhung der Gütertarife um 20 Prozent — einzelne beſondere 
Artikel ausgenommen — zu geſtatten ſei und 2) daß eine Erhöhung 
der Elſenbahnfrachttarife von durchschnittlich 20 Prozent zuzulaſſen ſei, 
vorausgeſetzt, daß die Eiſenbahnverwaltungen zu einer Aenderung des 
Tarifſyſtems die Hand böten, welche vom Publikum lebhaft erſehnt 
wurde. Es wurde damals die Wahl gelaſſen zwiſchen dem ſogenannten 
natürlichen, dem Wagenraumſyſtem, das auf den elſaß lothringiſchen 
Bahnen eingeführt iſt, und dem gemiſchten Tarifſyſtem, für welches 
ſich die damals in Braunſchweig verſammelten Eiſenbahnverwaltungen 
entſchieden hatten, in dem letzteren Falle jedoch mit der Maßgabe, daß 
von einer Vorbedingung, von der die Eiſenbahnverwaltung ausgegan⸗ 

en war, nämlich von der Zulaſſung von Ausn.hmetarifen neben dem 
eſten Syſtem abgeſehen werden ſollke. Es wurde ferner vom Bundes⸗ 
rath eine Enquete über die zweckmäßige Gruppirung der einzelnen 
Artikel und über die Tarifvorſchriften, die zu Grunde zu legen ſeien, 


veranlaßt und es ſolllen zu dieſer Enquete Delegirte der Eifenbahns 


verwaltungen, des Induſtrie⸗ und Handelsſtandes und der Land⸗ 
wirthſchaft hinzugezogen werden. Inzwiſchen hatten die Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen von der Befugniß der Erhöhung der Tarife um 20 
Prozent zum Theil Gebrauch gemacht. Ich ſage zum Theil; denn 
einige Eiſenbahnverwaltuagen haben es abſolut abgelehnt, ſich einem 
der vom Bundesrathe als angemeſſen bezeichneten Tarifſyſteme zu 
akkommsdiren; andere haben nur in einem beſchränkten Maße von der 
Tariferhöhung Gebrauch gemacht; wieder andere allerdings vollſtändig, 
Und einzeine ſogar auf eine mißverſtandene Auffaſſung der Beſchlüſſe des 
Bundesraths hin auch über 20 Proz. binaus. N ae Die Enquete 
Hat ſtattgefunden, fie hat aber nach der Auffaſſung der Reichsregierung 
nicht ſolche Neſultate gehabt, daß darauf eine definitive Beſchluß⸗ 
faffung erfolgen konnte. In nochmaliger Erwägung des Gegenſtandes 
bat das Reichseiſenbahnamt beſchloſſen, dem Reichskanzler eine Denk⸗ 
ſchrift vorzulegen, in welcher beantragt worden iſt, daß eine Ver änge⸗ 
rung des Proviſoriums unter denjenigen Beſchränkungen ſtattfinden 
folle, welche nach der Reichsverfaſſung als vorgezeichnet betrachtet 
worden, daß eine Remedur gegen die Ueßerſchreitungen des Bundes⸗ 
rathsbeſchluſſes vom 11. Juni vorigen Jahres ftatifinden, und daß 
endlich eine Enquete veranſtaltet werden möge unter Zuziehung von 
Vertretern des Handels, der Induſtrie, der Landwirthſchaft und der 
Eiſenbahnverwaltungen, welche über die Frage des einzuführenden Ta⸗ 
rifſyſtems Vorſchläge machen ſolle, um demnächſt dem Bundesrathe 
weitere Anträge zu unterbreiten. Es wurde ferner vom Reichseiſen⸗ 
bahnamte befürwortet, daß die für das definitive Tarifſyſtem einzu⸗ 
führenden Sätze unbeſchadet beſtehender Konzeſſionsbedingungen unter 
den feſtzuſtellenden Bedingungen, welche allgemein und gemeinfam im 
deutſchen Reiche anzunehmen wären, als Maximalſätze gelten ſollten, 
und daß der etwaigen Neigung der Eiſenbahnverwaltungen, noch 
weitere Turifänderungen eintreten zu laſſen, Vorſchub geleiſtet werde. 
Der Reichskanzler hat dieſe Vorſchläge befürwortend dem Bundesrathe 


übermittelt; die Berathung im Bundesrathe iſt noch nicht zum Ab» 


ſchluß gediehen; allein das bisherige Ergebniß dürfte zu der Hoffnung 
berechtigen, daß die Beſchlüſſe der verbündeten Regierungen ſich im 
Weſentlichen in der Richtung bewegen werden, welche in der Denk⸗ 
ſchrift des Reichseiſenbahnamtes bezeichnet iſt. Die Reichsbehörden 


find ſich bewußt, daß fie in dieſer überaus ſchwierigen und die tiefſten 


fähigkeit einzuſchränken, um 0 
= die doch nicht fo ſehr ins Gewicht fallen, zu gewähren. 


8 die Verfaſſung auferlegt —, die Intereſſen der ver 
zweige, des 


Intereſſen berührenden Frage nach zwei Seiten objektiv und unpar⸗ 
teiiſch verfahren müſſen, fie haben zu berückſichtigen, daß der Kredit 
der Eiſenbahnunternehmungen zu ſehr mit dem öffentlichen Intereſſe 
zuſammenhängt, als daß fie den Eiſenbahnunternehmern Leiſtungen 
anjinnen dürfte, welche lediglich darauf hinausliefen, ihre Leiſtungs⸗ 
um auf der andern Seite ar 
DG ehr 
aa) Auf der andern Seite hat aber auch die Reichsregierung, 
und fie iſt ſich deſſen voll bewußt — die Pflicht, — fie iſt ja durch 
ie J. ſchiedenen Verkehrs⸗ 
Handels, der Landwirthſchaft, der Induſtrie zu ſchützen. 
Sie ift ſich deſſen bewußt, daß fie ohne die zwingendſten Gründe nicht 
abweichen darf von den Direltiven, die ihr die Verfaſſung gegeben hat 
und ſie wird deshalb in jedem einzelnen Falle, der zu ihrer Koanition 
kommt und der zu ihrer Priifung EN, wird, von dieſen Grund« 
(ätzen auch in Zukunft ſich leiten laſſen. Die Enquete, welche in Vor⸗ 
ſchlag gebracht und welche auch von Ihrer Petitionskommiſſion Ihnen 
wiederum vorgeſchlagen, auch in mehreren Anträgen EA? worden 
iſt, wird allerdings eine der ſchwierigſten Aufgaben zu löſen aben Es 
handelt ſich da um die Kenntniß des Details des Eiſenbahndienſtes, 
damit man nicht in verſchiedenen Anforderungen zu weit gehe; es han⸗ 
delt Gë aber auch ebenſo um die Kenntniß der Intereſſen der Land» 
wirihſchaft, der Induſtrie und des Handels, damit den berechtigten 
Anforderungen dieſer großen Zweige die ihnen gebührende Rückſicht zu 
Theil werde. Indem ich mir vorbehalte, auf die einzelnen Anträge, 
welche eingebracht worden ſind, bei der Diskuſſion zurückzukommen, 
kann ich nur die Bitte an das hohe Haus richten, daß es mit feinem 
Beſchluſſe die Richtung, welche die Reichsregierung als die richtige an⸗ 
erkannt hat, unterſtützen möge. 


Abg. v. Saucken⸗Tarputſchen: Nach den eben gehörten Ausfüh⸗ 
rungen bin ich der Ueberzeugung, daß entſprechend der Denkſchrift auch 
jetzt noch die verbündeten Regierungen es als ihre Pflicht anſehen an 
der Berfaflungs- Beftimmung des Art. 45 feſtzuhalten, jo bald nicht 
zwingende Gründe ſie veranlaſſen, dieſen Boden zu verlaſſen. Da 
demnach die verbündeten Regierungen den Boden, auf welchem mein 
Antrag fiebt, ebenfalls einnehmen, und die Abweichung meiner An⸗ 
ſicht von den eben entwickelten Geſichtspunkten ein ganz unweſentlicher 
it, fo daß die Diskuſſton über meinen Antrag lediglich eine theore⸗ 
liſche wäre, fo ziehe ich meinen Antrag zurück, beſonders, weil ich 


meine, daß der Sinn des Art. 45 der Verfaſſung im Laufe der De⸗ 
batte klargeſtellt werden wird. (Beffall.) 


ein richtiges Gefübl zu Grunde. 


Abg. Berger: Meine Herren! Als kurz nach der berühmten 
Rede des Herrn Lasker im pfeußiſchen Abgeordnetenhauſe über die 
Mißbräuche, die ſich in das Eiſenbahnkonzeſſionsweſen eingeſchlichen 
batten, in jener Körperſchaft eine Kommiſſion zuſammenkrat, um eine 
von der Regierung gemachte Eiſenbahnvorlage zu beratben, ereignete 
es ſich in der erſten Sitzung, daß ſieben hintereinander folgende Redner 
ihren Vortrag mit der Erklärung begannen, daß ſie von der Vor⸗ 
lage ſelbſt kein perſönliches Intereſſe batten. So eigentbümlich dieſer 
Vorgang war, ſe lag doch ein tiefer Sinn darin und demſelben 
Jene Redner ſagten ſich, daß in 


Feiner materiellen Frage fo wichtigen Inhalts ſolche Mitglieder, die ein 


verfönliches Intereſſe an der Sache haben, Dë des Boiums enthalten 


ſollten. Ich folge jenem Beiſpiel, indem ich gleich zu Anfang erkläre, 
ß ich, und ich fee gleich hinzu: leider Gottes! einiges Vermögen in 


da 
Ser beſitze, inſofern alſo ein perſönliches Intereſſe daran 


babe, daß die Eifenbabntarife erhöht werden. Auf der anderen Seite 


aber habe ich ein mindeſtens doppelt ſo großes Kapital in der Indu⸗ 


fſtrie und im Bergbau, und in dieſer Beziehung alſo wäre ich interef- 


und rückſichtsloſe Wiederaufbebung der Tarif Erböbung : 
nicht anſchlteßen kaun, fo werden Sie mir zugeſtehen müſſen, daß ich 
obickttw und unparteiiſch in dieſer Sache vor Sie trete. In dem Pe⸗ 


firt bei einer möglichſt rückſchtsloſen Ermäßigung der Tarife. Dazu 
kommt, daß der Wahlbezirk, den ich vertrete, einer der induſttiereich⸗ 


— Gen im ganzen Lande iſt und daß viele meiner Wähler dringend den 
Wegfoll der im vorigen Jahre beſchloſſenen Tariferhöhung wünſchen. 


die eine ſofortige 


ich nun noch bim, \ 
wünſchen, 


Füge daß ich mich denjenigen, 


titionsbe richt wird geſagt, daß die beſchloſſene Tariferböbung eine 
Aenderung der Vorausſetzung babe. Der betreffende Redner wollte 
offenbar ausſprechen: der Bundesrath habe ſich einer Verletzung des 


Art. 45 der Verfaſſung ſchuldig gemacht, als er die Echöhung zuließ. 


cke ich mir den Art. 45 an, fo muß ich ſagen, daß ich felten eine 
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die Sache“ zutrifft, dann iſt es hier der Fall. Zwei Jahre nach 


relativen Begriffen in ſo wenig Worten in ſich ſchließt. Es heißt da, 
de möglichſte Gleichſtellung und Herabſetzung thunlich ft zu 
erreichen. Kennen Sie, m. H, ein Wort, das relatiderer Bedeutung 
wäre als das Wort „möglichſt?“ Unter den 399 Mitgliedern dieſes 
Hauſes werden vielleicht 399 Anſichten in Bezug auf das ſich entwickeln, 
was in einem beſtimmten Falle möglich ſei Es beißt ferner die Herab- 
ſetzung der Tarife ſoll eintreten bei größeren“ Entfernungen. Was find 
„größere Entfernu gen?“ fangen fie an bei 10, 20, 40 oder 50 Mei- 
len? Es heißt ferner, daß „ähnliche Gegenſtände“ auch 
zum Einpfenniglarif transportirt werden ſollen Was find denn nun 
„ähnliche Gegenftände” von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, 
Salz, Roheiſen und Düngungsmitteln? Je nachdem Jemand dieſen 
Artikel erweitern will, kann er hunderte und . Objekte 
darunter ſubſumiren. Dann 8 0 es, „es ſolle der Tarif dem Be⸗ 
dürfniſſe der Landwirthſchaft und der Induſtrie enlſprechend er⸗ 
mäßigt werden? Was iſt das wahre Bedürfniß einer Sache? Wag 
verlangen die Bedürfniſſe der Landwirthſchaft und der Indufirie? 
Daß die Eiſenbahnen leine Rente mehr abwerfen follen, daß die Ta⸗ 
rife fo weit ermäßigt werden ſollen, daß das Kapital vom Eiſen⸗ 
bahnmarkte vollſtändig zurückgeſcheucht wird? Das Bedürfniß der 
Landwirthſchaft und der Induſtrie verlangt zunächſt, daß die Eiſen⸗ 
bahnen ſolche Tarife haben, daß eine verſtändige, mäßige Rente für 
das darin angelegte Kapital übrig bleibt, ſo daß das Kapital Ver⸗ 
trauen zu den Eiſenbahnen behält und bereitwillig neue Gelder zu 
neuen Eiſenbahnen hergiebt. (Sehr richtig! Wenn wir das nicht 
anerkennen, dann haben wir dem Eiſenbahnbau ein für alle Mal ein 
Ende gemacht. Nun endet der Art. 45 mit der Erklärung, daß zu⸗ 
nächſt,thunlich ft” der Einpfennigtarif eingeführt werden ſolle. 
Was bedeutet aber wiederum „thunlichſt“? Was ich für thunlich 
halte, halten vielleicht die anderen 398 Mitglieber hier für durchaus 
unthunlich. Und Angeſichts eines ſolchen Artikels und eines ſol⸗ 
chen Wortlautes will man poſitives Recht daraus machen, welches 
eine andere Interpretation nicht zuläßt? Man will daraus die 
Reichsregierung einer Verfgſſungsverletzung zeihen. Wenn dieſe In⸗ 
terpretalion, die im Kommiſſionsbericht gegeben wird, richtig wäre, 
daß eine Erhöhung der Tarife abſolut ausgeſchloſſen fei, dann meine 
ich, daß, fo wenig ich bis dahin den Reichskanzler in Verdacht or: 
babt habe, ſich bei feinen Vorlagen, und namentlich bei dem 
Entwurf der Reichsverfaſſung der Kirchenheiligen zu bedienen, 
in der That der heilige Erispinus der Verfaſſer des Art. 45 wäre. 
Wenn das ſo gedeutet werden ſoll, wie es die betreffenden Mitglieder 
der Kommiſſion gedeutet haben, dann ſage ich, aus anderer Leute Leder 
ſollen Riemen geschnitten werden. Was würden z. B. die Herren von 
der Landwirthſchaft ſagen, wenn es in einem Artikel 46b hieße: Das 
Reich wird dahin ſtreben, daß die nothwendigſten Lebensmittel zu dem 
nächſtbilligen Preiſe verkauft werden, etwa ein Scheffel Roggen zu⸗ 
nächſt, wie bei dem Eifenbahntarife, zu 1 Thlr., die Kartoffeln zu 10 
Sgr. und die anderen Lebensmittel in demſelben Sinne. ( Heiterkeit.) 
Wenn einmal — was Gott verhüten möge — die ſozialdemokratiſche 
Partei in dieſem Haufe die Mojorität bekäme, dann glaube ich, wird 
ſie durch das Thor der Art. 45 und 46 ſiegreichen Einzug halten und 
wird Ihnen in aller Form Rechtens alle Grundlagen der heutigen 
geſellſchaftlichen Oronung über den Haufen werfen, indem fie diejenigen 
Prinzipien anwendet, welche in den Artikeln 45 und 46 zum Ausdruck 
kommen. Die Väter unſerer Verfaſſung haben aber mit dieſen Ar⸗ 
tikeln gar nicht das ſagen wollen, was verſchiedene Perſonen hinein⸗ 
gelegt haben. Aus den ſtenogrophiſchen Berichten geht hervor, daß 
man es ausdrücklich ausgeſprochen hat, daß Bahnen, welche nicht in 
der Lage ſind, zum Einpfennigtarif zu transportiren, auch nicht dazu 
ſollen angehalten werden können; daß es vor Allem darauf ankomme, 
dem Kapital das nöthige Vertrauen zu Eiſenbahnanlagen zu erhalten, 
daß man durchaus keinen Zwang gegen ſie anwenden ſolle, ſondern 
daß die Kontrolle der Reichsbetzörde nur dazu dienen ſolle, die Tarife 
ſoweit zu ermäßigen, als ſich das mit den eigenen Intereſſen der Eiſen⸗ 
bahn verwaltung und einer verſtändigen Rente vereinbaren ließe. 
Nun iſt der Abg. Dr. Michaelis, der damals dieſe Geſichtspunkte be⸗ 
ſonders vertrat, von der Anſicht ausgegangen, „daß die Betriebs⸗ 
koſten der Eiſenbahnen mehr und mehr ſinken und wir nach zwei 
Jahren vielleicht Tonn billiger, als ZS 1 5 e 

werden”. Wie bat Dé der derehrte Abgeordnete in dieſer Ans 
nahme getäuſcht? Wenn jemals das Wort „Verhältniſſe ändern 


Beſtimmung gefunden habe, die eine ſo große EZ von elaſtiſchen 


dem vom Abg. Michaelis ins Auge gefaßten Termin fand nicht 
eine Ermäßigung der im Jahre 1867 geltenden Preiſe Datt, ſondern 
im Gegentheil eine Erhöbung. Die Kohlen ſtiegen auf das Dreifache 
ihres Werthes, Eiſen auf das Doppelte, Gehälter und Löhne um ein 
Drittel. Von allen Seiten erhöhten ſich die Anforderungen an die 
Eiſenbahnen, ſowohl von Seiten des Staates als von Seiten des 
Publikums. Wenn das Publikum aber ſo weit gebend in ſeinen An⸗ 
ſprüchen an die Eifenbahnen if, dann, meine ich, muß es ſich auch die 
Konſequenzen gefallen laſſen. Wenn mir uns über die jetzigen erhöh⸗ 
ten Anſprüche der Eiſenbahnen beſchweren, dann müſſen wir uns alfo 
in unſeren eigenen Buſen greifen und uns ſagen, daß wir alle dazu 
beigetragen haben. — Was war nun die Folge? Während wir vom 
Jahre 1870 bis 1873 im ganzen deutſchen Reiche einer Blüthe des 
Handels, der Induſtrie und der Landwirthſchaft uns erfreut haben, 
von der wir leine Ahnung balken, iſt der wichtigſte aller Induſtrie⸗ 
zweige, die Eiſenbahnen, in feinen Exträgniſſen zurückgegangen. Die 
Betriebsausgaben haben betragen (nach Prozenten der Bruttoeinnah⸗ 
men): bei den preußiſchen Staatsbahnen im Jahre 1867 55 Prozent, 
1873 dagegen 77 Prozent. Während alſo im Jahre 1867, wo der Ein, 
pfennig⸗Tarif obligaloriſch gemacht wurde, der Ueberſchuß 45 Prozent 
betrug, war er im Jahre 1873, alſo gerade in der Zeit der allergröß⸗ 
ten Blüthe der übrigen Induſtriezweige, nur 23 Prozent. Bet den ba⸗ 
diſchen Staatsbahnen ſtiegen die Ausgaben von 49 auf 59 Prozent, 
bei den bairiſchen Bahnen von 53 auf 58 bei den ſächſiſchen Bahnen 
von 40 auf 54, bei den württemvergiſchen Bahnen von 52 auf nur 53. 
Bei den Privalbahnen ergiebt ſich folgende Skala: Die Bergiſch Mäc⸗ 
kiſche Eiſenbahn⸗Kompagnie hatte im Jahre 1867 nur 45 Prozent, im 
Jahre 1873 dagegen 62 Prozent Ausgaben; bei der Oberſchleſiſchen 
Bahn entftand eine Steigerung von 42 auf 53 Proz., bei der baleriſchen 
Oſtbahn von 37% Prozent auf 55 Prozent, dei der Berlin⸗ Anhalter 
Babn von 36 auf 46 Prozent, bei der Berlin: Hamburser Babn von 
47 auf 51 P ozent, bei der Magdeburger Bahn von 40 auf 59 Pro⸗ 
zent, bei den braunſchweigiſchen Bahnen von 51 auf 66 Prozent, bei 
der heſſiſchen Ludwigsbabn von 37 auf 52 Prozent, bei der Köln-Min⸗ 
dener von 50 auf 61, bei der Magdehurg Leirziger Babn von 41 auf 
48 bei der Maabeburg⸗Halberſtädter Bahn von 54 auf 55 Proz. zc ꝛc. 
Das iſt das Reſultat der konſeggenten Vſchlechterung der Eiſenbahn⸗ 
verhältniſſe in den ſechs Jahren von 18671873 3 

Ich glaube nun ferner, daß man der Regierung nicht vorwerfen 
kann fie ſei bet der Tariferhöhung zu raſch vorgegangen. Schon am 
17. November 1873 hat der preußiſche Finanzminiſter Camphauſen bei 
der Einbringung des Budgets auf die konſequente Verminderung der 
Ueberſchüſſe aus den Staatseiſenbahnen bingewieſen und die Frage 
der Tariferhöhung angedeutet Zu derſelben Zeit hatte bereits der 
preußiſche Handelsminiſter als Vertreter der preußiſchen Stagtsbahnen 
beim Reiche kanzleramte die Befugniß zu einer mäßigen Erhöhung der 
Tarife nachgeſucht, der Herr Reichskanzler aber widerſetzte ſich und 
verlangte daß zuvor die Reſultate des Eiſenbahnbetriebes aus dem 
Jahre 1873 abgewartet werden ſollten. Die Betriebsreſultate für 1873 
waren noch viel ſchlechter und veranlaßten endlich das Reichgeiſen⸗ 
babnamt, durch die bekannte Denkſchrift die Genehmigung zur Tarif⸗ 
erhöhung nachzuſuchen. Der Bundesrath faßte dann, von der unab⸗ 
meielichen Nothwendigkeit der Taxiferhöhung überzeugt, den bekannten 
Beſchluß vom 11. Juni 1873. Die deutſchen Londes vertretungen haben 
ſich in gan; derſelben Weiſe ausgeſprochen. In der hairiſchen Kam⸗ 
mer fegte der Abg. Cramer auseinander, daß die Pflicht gegen die 
Steuerzahler die Erhöhung der Tarife erfordert. Auch im preußiſchen 
Abgeordnetenbauſe hat man bei Gelegenheit der Beralhung der 50: 
Millionen⸗Anleihe für Eiſenbahnzwecke betont, daß eine Tariferhöhung 
durchaus nöthig ſei, wenn man nicht für mehrere Jahre die Eiſen⸗ 
babnbauten ganz einſtellen wolle. Die Tariferhöhung hätte nur ſchon 
1871 und 1872 vorgenommen werden ſollen. Bei der damaligen 
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Blüthe der Induſtrie würde fie nicht fühlbar gewefen fein und ma 

hätte ſich augenblicklich ſchon an dieſen Zuſtand gewöhnt. Nan 
war aber die Tariferhöhung in eine Periode des ſchweren Dar⸗ 
niederliegens der Ven. und Kohlen⸗Induftrie gefallen und darum 
wird dieſe allerdings ſehr ſtark davon betroffen Die Intereſſenten 
aus dieſen Kreiſen verlangen die rückſichtsloſe Wiederaufhebung der 
Frachterhöhung, mag aus den Eiſenbahnen werden, was da will. Ich 
glaube, die Leute, die ſo ſprechen, verſtehen ihr eigenes Intereſſe nicht, 
ſie wollen der Kuh, die ihnen Milch und Butter giebt, kein Futter 
mehr geben. Die betreffenden Summen aus der Eiſeninduſtrie ver⸗ 
geſſen, daß von 32 Millionen Zentner Eiſen, welche 1874 im deutſchen 
Reiche produzirt worden find, die Eiſenbahnen allein 12 Millionen 
abſorbirt haben. ‚Ein neuer Aufſchwung der Eiſeninduſtrie iſt nur 
möglich, wenn die fetzt ſiſtirten Eiſenbahnbauten wieder in Geltung 
kommen. Die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn Geſellſchaft, die bekannt⸗ 
lich am ſchwerſten unter der zu weit hinausgeſchobenen Erhöhung der 
Eiſenbahntarife leidet, hat ſich entſchloſſen, 1875 nicht ein Pfund Eifen- 
bahnſchienen, keine Lokomoti ve und keinen Wagen zu beſtellen. Die 
Eiſeninduſtrie in Rheinland und Weſtfalen würde aber die Tarif⸗ 
erhöhung gern und leicht ertragen, wenn große Eiſenbahngeſellſchaften 
Do entſchließen wollten, 
ſetzen. Im dorigen Jahre hat man auf allen Generalverſammlungen 
der Aktionäre gegen die Inangriffnahme von Neubauten geſprochen 
und in der That müſſen die Bauten aufhören, wenn wir den Eiſen⸗ 
bahnen keine entſprechenden Ueberſchüſſe mehr gönnen. Allerdings 
muß ich auch zugeben, daß viele Eiſenbahnen bei der Durchfübrung 
der Tariferhöhung rückſichtslos vorgegangen find und einzelne Säfte 
um 40, 50, 80, ja 100 pCt. erhöht haben, indem ſie interpretiriim, 
die Erhöhung ſolle durchſchnittlich 20 pCt. betragen. Das 
find Mißbräuche, gegen die das Reichskanzleramt nicht entſchieden 
genug auftreten kann. Auch werden die Eiſenbahnverwaltungen 
ſelbſt gründlich reformiren müſſen. Große Eiſenbahnpaläſte dürfen 
nicht mehr gebaut werden, wie ſie im Laufe der letzten 10 Jahre ge⸗ 
baut find. Dabei aber muß ich doch daran erinnern, wie wir feibft 
deklamirt haben, wenn auf verſchiebenen Eiſenbahnen die Bahnhöfe 
nicht genug elegant und großartig geweſen find; das Publikum hat 
alſo die Eiſenhahnverwaltungen ſtimulirt, in dieſer Beziehung ver⸗ 
ſchwenderiſche Anlagen zu machen. Im Uebrigen konſtatire ich, daß 
verſchiedene Eiſenbahnverwallungen ſchon aus eigenem Antriebe die 
Tariferhöhung theilweiſe wieder in Wegfall bringen. Die Rheiniſche 
Eiſenbahn hat auf ihrer Hauptlinie, wo fie allerdings billige Be⸗ 
triebskoſten hat, den Pfennistarif feſtgehalten; die Köln⸗Mindeuer 
Bahn hat im Verein mit den übrigen betheiligten Bahnen auf der 
Strecke Dortmund bis Berlin die 20 Prozent Zuſchlag auf 10 Prozent 
bherabgeſetzt und ich bin feſt überzeugt, daß wir unter Zuhilfenahme 
der Konkurrenz in kurzer Zeit den früheren Zuſtand haben werden. 
Nun hat das Reichseiſenbaynamt in der bekannten Denkſchrift vor⸗ 
geſchlagen, für die im Art. 45 der Verfaſſung genannten Objekte die 
Tarif rzöhung wieder ganz in Wegfall zu bringen. Ich glaube, 
das Reichseiſenbahnamt ſollte doch erſt die Betriebsergebniſſe von 
1874 abwarten. Grp wenn wir cdieſe haben, können wir be: 
urtheilen, in welcher Weiſe die Tariferhöhung gewirkt hat. Ich 
erkenne an, daß eine Tarifreform ein ſchwieriges Unternehmen 
iſt; insbeſondere iſt die Frage ſchwierig, für welches der verſchiedenen 
Syſteme man ſich E entſcheiden habe. Das foxenannte natürliche 
Syſtem hat ſich im Elſaß nicht bewährt, auch mit dem ſogenannten 
braunſchweigiſchen gemiſchten Syſtem hat man keine guten Erfahrungen 
gemacht. Wenn aber für die im Artikel 45 der Verfaſſung genannten 
Objekte die Tariferhöhung ſofort ganz wieder in Wegfall käme, je 
würde das nicht viel weniger bedeuten, als daß die ganıe Tarif⸗ 
erhöhung überhaupt wegſiele. Die Bergiſch⸗Märkiſche Bahn z. B bat 
allein 71 Prozent ihrer ſämmtlichen Güterbewegung in dieſen Ob⸗ 
jekten ſtecken, die Köln⸗Mindener 8. bn ſogar 74 Prozent. Ich glaube, 
eine allmälige Ermäßigung der Tariferhöhung würde für alle 
Intereſſenten bei weitem zweckmäßiger ſein. Ich erlaube mir Ihnen 
meinen Antrag zu empfehlen. Es kommt darauf an, in welcher Weiſe 
die Enguöte, zu der das Reichseiſenbahnamt ſich entſchloſſen hat, 
ausgeführt werden ſoll und da befolgen wir am beſten das Beiſpiel, 
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eifpiel Englands ift Ihnen bekannt. Dort wird für alle wichtigen 
Gegenftände eine ſpezifiſch parlamentariſche Unterfuchuhgt«Rommifften 
eingeſetzt, welche das Recht hat, Sachverſtändige aus allen Reihen der 
Bevölkerung zu vernehn en. Wir haben nun leider nicht die Befug⸗ 
niß, derartige Unterſuchungs Kommiſſionen einzuſetzen, um fo mehr 
alſo iſt es angezeigt, das Beiſpiel von vor zwei Jahren zu befolgen. 
Die Kommiſſion beantragt eine Enquete, zu der Delegirte der Moche 
wirthſchaft, der Eiſenbahnverwaltungen, des Handels und der Indu⸗ 
ſtrie zugezogen werden ſollen. Ja das würde ein ſo bedauerliches In⸗ 
tereſſenparlament werden, als wir es jemals bier in Berlin noch ge⸗ 
habt haben. Die Eiſenbahnverwaltungen würden erklären, daß die 
Tarifreform unbedingt nothwendig ſei, die Le: von der Induſtrie 
würden erklären, daß zwar die Objekte der Jaduſtrie alle Berückſichti⸗ 
gung verdienten, daß aber beiſpielsweiſe das Getreide nicht ſo billig 
traasportirt zu werden brauche; die Intereſſenten des Ackerbaues aber 
würden unwiderleglich erklären, daß das Getreide billiger gefahren 
werden müffe, während dies bei Eiſen und Kohlen keineswe ls noth⸗ 
wendig ſei. (Heiterkeit) Ein ſolches Intereſſenparlament würde gar 
keinen Erfolg haben. Ich habe gedacht, daß die zu bildende Kommif- 
Don am beiten aus einer kleinen Anzab! von Mitgliedern beſtände, 
baß der Bundesrath drei ernenne, der Reichstag aus ſeiner Mitte 
ebenfalls drei und daß der Kaiſer oder der Reichskanzler den Vor⸗ 
ſitzenden bezeichne. Dieſe Kommiſſion würde das Recht und die Pflicht 
haben, Sachverſtändige und Intereſſenten aus allen Kreiſen zu ver⸗ 
nehmen. Ein Spezialgeſetz iſt zur Ausfübrung meines Vorſchlages 
nicht nothwendig. Eben fo wenig kommt die Diätenfrage dabei zur 
Sprache. Wenn nur wenige Mitglieder find, fo werden die Sitzungen 
der Kommitſion höchſtens 4—6 Wochen dauern und zu einer ange⸗ 
meſſenen Eniſchädigung der Reiche tagsdeputirten für dieſe Friſt hat das 
Neichskanzleramt in feinem Dispoſittonsfonds die hinreichenden Mittel. 
Ich kann daher nur bitten, meinen Antrag mit dem Amendement Sau⸗ 
cken⸗Tarputſchen anzunehmen. (Vielfacher Beifall) 


Indem wir uns vorbehalten, über dieſe Berathung weiteren Be⸗ 
richt zu geben, berichten wir hier zunächſt über den letzten Gegenſtand 
der heutigen Diskuſſion, den Antrag der Abgg. v. Tachanowski 
und Genoſſen: die preußiſche Reglerung aufzufordern, daß die den 
ehemaligen polniſchen Landestheilen ſeitens des preußiſchen Staates 
und deſſen Monarchen geſetzlich und thatſächlich zuerkannten und auf 
Grund internationaler Verträge zuſtehenden Rechte binſichtlich der 
Nationalität, insbeſondere der Sprache, aufrecht erhalten und die den⸗ 
ſelben widerſprechenden Erlaſſe aufgehoben werden. 

Abg. v. Taczanowaki: Mit unſerem Antrage wollen wir 
konſtatiren, daß die preutziſche Regierung durch Unterdrüdung unſerer 
Nationalität und Sprache ein ſchweres Unrecht thut, wir wollen 
ferner damit unſeren Nachkommen zeigen, daß wir unſere Schuldig⸗ 
keit gethan haben, indem wir nach Kräften gegen ein Syſtem proteſtir⸗ 
ten, welches Lediglich auf die Unterdrückung unſerer Nationalität bie 
ausläuft. In den Motiven zu unferem Antrage haben wir auf die 
Olkupation patente der Könige Friedrich II. und Friedrich Wilbelm 
UI Bezug genommen, welche dem Haufe wohl die Uederzeugung bei⸗ 
bringen werden, daß den polniſchen Landestheilen bei der Beſitzergrei⸗ 
fung internationale und fonftige Stipufationen zuerkannt worden fin) 
mit beſtimmten das nationale Weſen berückſichtigenden Momenken. 
Dieſe Verheißungen abſoluter Monarchen ſind bei der Feſtſtellung 
der preußiſchen Verfaſſung von der Volksvertretung anerkannt 
und angenommen worden. Dieſe unſere magna charta, auf 
Grund deren wir den Schutz unſerer Nationalität und Sprache bean⸗ 
ipıucen können, iſt auch dem Franffurter Parlament nicht fremd or: 
blieben, welches die Verrflchtung anerkannte, daß den in Deutſchland 
wohnenden fremden Nationalitäten Schutz gewährt werden müſſe. Ich 
kann nicht beredter ſein, als der Abg. Dahlmann, der am 31. Mai 1848 
über den March chen Antrag referirte, und verweiſe daher nur auf 
deſſen in den Motiven zu unſerem Antrage wiedergegebene Rede. Ich 
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Ei die Hoffunng, daß das deutſche Parlament von 1874 dem von 
an Gerechtigkeit nicht nachſtehen und das Berfabren der preußi⸗ 
ſchen Regierung daher ernſtlich mißbilligen wird. Dieſes Verfahren 
ap nichts als der Ausdruck des neueſten Staatsdespotismus der Ver⸗ 
folgungen braucht, ebenſo wie der Staat von Dahomy Menſchenopfer. 
(Gelächter) Geben auch Sie hier unſeren Klagen kein Gehör, fo wird 
Bé in der polniſchen Bevölkerung die Ueberzeugung mehr und mehr 
pefeſtigen, daß fe vom Abendlande (!) nichts zu erwarten hat. 
Es wird dazu beitragen, daß ſie ihre Blicke fortan ausſchließlich nach 
— — cn wird, woher Be allein noch Rettung erwartet. (Große 
uruhe. 

Inzwiſchen iſt von dem Abg. Dr. Lucius Erfurt) der Antrag 
auf Uebergang zur einfachen Tagesordnung eingebracht wor⸗ 
den. Nach der Geſchäftsordnung erhält bekanntlich nur ein Abgeord⸗ 
neter für und ein anderer gegen denſelben das Wort. 

bg. v. Unruhe: Bomſt (für die Tagesordnung): Ich empfehle 
den Uebergang zur Tagesordnung, weil ich der Anſicht bin, daß der 
Antrag v. Taczanoweki für keine geeignete Grundlage eines Beſchluſ⸗ 
ſes dieſes Hauſes das Material geliefert hat. Nur am Schluſſe der 
Motive leſen wir den Satz: „Im Widerſpruch mit unſerer wagna 
charta werden wir förmlich überſchwemmt mit Reglements, Verord⸗ 
nungen, ja ſogar mit Beſtimmungen, welche in willkürlichſter Weiſe 
von Subalternbegmten dekretirt werden. Alle die Exlaſſe bezwecken die 
Verdrängung unſerer Sprache aus der Kirche, der Verwaltung, dem 
Gerichts weſen und der Schule, ja, ſie vermiſſen ſich ſogar, dieſelbe aus 
dem Privat Unterricht zu entfernen.“ Es iſt aber nicht einmal geſagt, 
ob dieſe Reglements und Verordnungen von der Centralregierung, 
der Provinzialverwaltung oder der Kreisverwaltung ausgegangen ſind. 
Da muß ich als Einwohner des Großherzogthums Poſen ſagen: Mir 
find ſolche Erlaſſe nicht bekannt. (Widerſpruch bei den Polen und im 
Centrum.) In den Motiven findet ſich nirgends ein Anhalt dafür daß 
die in der preußiſchen eg den Staatsbürgern gewährleiſteten 
Rechte irgend wie gekränkt und beeinträchtigt worden find. Als magna 
Karta werden die Beſtimmungen der Wiener Traktate von 1815 in den 
Motiven des Antrages bezeichnet, ich begreife aber nicht, wie der deut⸗ 
ſche Reichstag auf einen Antrag Beſchluß faſſen fol, der die Wiener 
Kongreßakte zur Grundlage hat. So viel ich weiß, ſind dieſe 1866 und 
1870 fo ziemlich über den Haufen geworfen worden (Widerſpruch im 
Centrum) Es ift das meine Abſicht, ich wil mir nicht die Mühe ges 
ben, Sie Zum Centrum) dazu zu bekehren. Für die preußiſchen Staats⸗ 
bürger exiſtut kein anderes Grundgeſetz als die preußiſche Verfaſſung. 
Daß dieſe verletzt worden wäre ergiebt ſich weder aus dem Antrage, 
noch aus feiner heute gehörten Motipirung, weshalb ich Sie bitte, über 
den Gegenſtand zur Tagesordnung überzugehen. 

Abg. v. Niegolewski (gegen die Tagesordnung): Die Rede 
des Vorredners iſt mir um ſo unbegreiflicher, als ihm doch bekannt 
Sein, wie oft ich hier die in den polniſchen Landestheilen Preußens be⸗ 
folgten Regierungsmaximen als ein Syſtem geiſtiger Verdummung 
und religiöſer Verwilderung bezeichnet habe. Ich will Beweiſe dafür 
bringen, daß man ſich bemüht, die Zentralregierung durch falſche Be⸗ 
richte irre zu leiten, man hat, wo gar kein Grund zur Verfolgung 
vorlag, perſider Weiſe Männer polnischer Zunge ins Zuchthaus ge⸗ 
bracht und diejenigen, welche ſolche Schandthaten begangen haben, 
baben wegen ibrer Verdienſte um den Staat Karriere gemacht. Wenn 
Herrn v. Unruhe Erlaſſe, wie ſie in den Motiven zu unſerem Antrage 
gekennzeichnet ſind, wirklich unbekannt ſind, ſo beweiſt das nur, wie 
wenig er ſich um fein Amt kümmert. (Große Unruhe. — Abg. v. Unruhe 
it Landrath des Kreiſes Wollſtein.) x 

Präſident v. Forckenbeck: Der Redner hat fo eben einem Mit⸗ 
gliede dieſes Hauſes einen perſönlichen Vorwurf gemacht, welcher nicht 
parlamentariſch iſt. Ich rufe ihn dafür zur Ordnung. Ge 

Abg. v.Niegolemwöti beginnt nun in einer einſtündigen 
Rede mit einer Aufzählung und Kritik der einzelnen in den letzten 
Jabren für die Povinz Poſen erlaſſenen Verordnungen. Er beklagt 
Së über die fieberbafte Sucht der Regierung in der Verdeutſchung 
polniſcher Ortsnamen, über die Geldſtrafen, mit denen Gemeindebe⸗ 
börden, welche die beutſchen Namen nicht anwenden, belegt werden, 
er wendet ſich dann zu den durchweg in deulſcher Sprache aus geſtell⸗ 
ten Urkunden der Standesbeamten, denen ausdrücklich unterſagt wor⸗ 
a . rotokolle zu führen, und führt Beſchwerde 
über die unrichtige Einzeichnung der polniſchen Eigen und Familien. 
namen, die zum Theil eigenmächtig ins Deutſche überſetzt werden. So 
ift in einem Falle eine Frau Jasculska als „verehelichte Schwalbe“ in 
die Regiſter eingetragen worden. (Große Heiterkeit) Der Redner 
beſchwert ſich weiter über die Schließung polniſcher geſelliger und wiſ 
ſenſchaftlicher Vereine, und gebt ſchließlich mit der eingehendſten 
Gründlichkeit auf die auf dem Gebiete der Kirche und Schule erfolg- 
ten Mafregein ein. aHäufig vom Haufe durch Schlußrufe unterbro⸗ 
Hen, läßt er ſich von dem Faden feiner Rede keineswegs abbringen, 
ſondern ertbeilt feinen Umerbrechern den Rath, während feines Vor 
trages den Saal zu verlaſſen. (Heiterkeit.) Redner ſchließt mit einem 
Angriff auf die „nationalliberale“ Politik, welche Preußen im Groß⸗ 
berzogthum Poſen verfolgt, und die die Polen der Verzweiflung in 
die Arme treiben werde. d EE, 

Der Antrag auf Tagesordnung wird mit knapper Mojorität, 
deren Feſiſtellung eine Gegenprobe erforderlich macht, abgelehnt, 
(dagegen das Zentrum, die Polen, die Fortſchrittspartei und ei ES 
Nationalliberale, dafür die Nationalliberalen mit ſehr geringen us⸗ 
nabmen, die deutſche Reichspurtet und die Konſervativen). Die Dis⸗ 
kuſſton über den Antrag v. Taczano ws ki wird alſo fortgeſetzt. 

Der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung wird, nachdem die 
Gegenprobe zur erſten Abſtimmung gemacht worden iſt, gegen die 
Stimmung der nationalliberalen, der deulſchen Reichspartei und der 
Konſervativen abgelehnt. Die Majorität wird von der Fortſchritts . 
partei, den Polen und dem Zentrum gebildet. Die Debatte über den 
Antrag von Taczanowski wird alſo fortgeſetzt. S 

Abg. v. Pultkamer (Sorau): Ich bedauere, daß ein folder 
Antrag wieder geſtellt worden ift, auf deſſen Ablehnung ſicher zu rech⸗ 
nen iſt, und der zwar dem Reichstage keine Verlegenheit bereiten, kann, 
thm aber unnölhigerweiſe viele Zeit koſtet. Ich beſtreite, daß die pol. 
ztihen Abgeordneten die Majorilät der Bevölkerung in der Provinz 
Poſen hinter ſich haben. Im Gezentheil auf einer großen Verſamm⸗ 
lung von Polen bat man in neueſter Zeit beſchloſſen, eine Petition an 
das preuß. Abgeordnetenhaus nicht durch den poln. Abgeordneten, ſon⸗ 
dern dem Abg. Lasker einzubändigen und zur Vertretung zu übergehen, 
weil man den Standpunkt der Abgeordneten der eigenen Nationalität 
nicht theilt. Dieſe Abgeordneten ſagen, alle ihre Anträge gingen von 
threr nationalen Politik aus, und doch haben fie ſich mit den Vertre⸗ 
tern einer antinationglen Politik afjoziirt (heftiger Widerſpruch) 
fie baben ſich in letzter Zeit von den Uliramontanen und Jeſuiten ins 
Schlepptau nebmen laſſen. Aus dieſer Thatſache erklärt ſich auch der 
dorliegende Antrag und Vieles von dem, was der Herr Vorredner 
vorgebracht hat. Ich kann auf alle dieſe Einzelheiten nicht eingehen, 
obgleich ich nicht anſtebe, zu erklären, daß die meiſten der angeführten 
Thatſachen unrichtig find. Was die angebliche ſtiefmütterliche Behand⸗ 
lung, ja Unterdrückung der polniſchen Sprache in der Provinz Posen 
betrifft, fo behaupte ich im Gegentbeil, daß die polniſche Sprache auch 
jetzt noch genügend. gepflegt wird. Unter der frützeren Mißregierung 
it freiich das Deutſche ganz vernachläſſigt worden, und man ſcheint 
ich jetzt geradezu zu wundern, daß auch in deutſcher Sprache unter» 
richtet wird. Der Religionsunterricht wird übrigens anzſchließlich in 
der Mutterfprache ertbeilt. In Zeien machen die Geiftlihen dem Staate 
große Oppoſition, aber fie haben das polniſche Volk nicht gerade zu 

Iberer Kultur herangezogen, aber ich bin überzeugt, daß man in weni⸗ 
gen Jahren den Segen der im Unterrichts weſen getroffenen Verän⸗ 
derungen fpüren wird. Die obrigkeitlichen Verordnungen, auf denen ſie 
beruhen, find tadellos, und folte in ihrer Anwendung irgendwo ger 
feblt werden, ſo werden die Behörden nicht zögern, den Fehler aut 
zu machen. Nicht loben möchte ich die Germaniſirung polniſcher 
Ortsnawen, aber die Zurücküberſetzung deutſcher Familiennamen aus 
Dem Polniſchen ins Deutfche tft in der Ordnung und macht der Bill 
für, die hierin berrſcht, ein Ende. Die Ultramontanen, welche früher 
Polen nicht eingetreten ſind, unterſtützen 
Ke jest, weil fie für das polniſche Volk die polniſche Schule aus⸗ 

eßlich erhalten wollen, als das beſte Mittel dadurch die höhere 


n N dëi N 


deutſche Bildung, die fie zu ſcheuen Grund haben, nicht aufkommen 


zu laſſen. Gerade ultramontane Blätter, wie der „Kurver Poznansi⸗ 


baben lebhaft gegen das Eindringen deutſcher Bildung gekämpft. Ich 
bitte Sie, meine Herren, den vorliegenden Antrag abzulehnen und da⸗ 
durch zugleich der preußiſchen Regierung den Wunſch auszudrücken, 
daß fie auf dem betretenen Wege fortſchreiten möge. (Beifall) 

Die Diskuſſion wird hierauf geſchloſſen. Perſönlich bemerkt Abg. 
Windtborſt: Der letzte Redner hat wiederholt denjenigen Nichtpo⸗ 
len, die den Antrag mitunterzeichnet haben, Motive untergeſchoben, die 
ich zurückweifen muß. (Ruf: Verföntih)) Ich gehöre zu den Unter⸗ 
zeichnern und kann mir eine derartige Infinuation nicht gefallen Tafs 
fen. Er hat ausgeſorochen, daß die Unterzeichner nicht national find. 
National in dem Sinne des Vorredners bin ich nicht, aber nicht in 
dieſem Sinne bin ich eben ſo gut national wie jeder Deutſcher. 

Präſident v. Forckenbeck: Der Vorxedner hat nicht gefagt, 
daß die Unterzeichner antinational find, (Rufe im Zentrum: ja wohl!) 
er hat nur von einer Partei geſprochen, die nicht Uationale Ziele ver⸗ 
folgt und der ſich die polniſche angeſchloſſen hat. 

Abg. v. Windthorſt: Ich habe die Sache ſo verſtanden und ſo 
aufgenommen, und muß erwarten, was die ſtenographiſchen Berichte 
darüber enthalten. Derartige Vorwürfe laſſe ich mir unter keinen 
Umſtänden gefallen. Ich habe den Antrag unterzeichnet, weil ich ihn 
für gerecht halte, und ich würde dies näher dargethan haben, wenn 
Sie nicht wiederum in ſolchem Moment wie dieſer, den Schluß ange⸗ 


nommen hätten. 
Abg. v Puttkamer⸗Sorau: Ich habe den Ausdruck 
antinational nur gebraucht im Gegegenſatz zu den Nationalrolen, 
und habe nicht geglaubt, daß der Abg. Winothorſt ſich für einen Na⸗ 
tionalpolen hält. 

Als Mitantragſteller erhält hierauf noch das Wort Abg v Nie⸗ 
golewski: Der letzte Redner hat anſtatt gegen unſeren Antrag zu 
ſprechen eine politiſche Diatribe gegen die ultramontane Partei im 
Haufe gehalten. Wir Polen gehören keiner anderen Partei im Hauſe 
an, auch nicht der ultramontanen. Wir verfolgen andere Ziele als 
fie. Wir erſtreben die Kräftigkeit unſerer polniſchen Nation und die 
Möglichkeit der Kultur und Ausbildung unſeres polniſchen Volkes. 
Der letzte Redner hat durch feine, Rede den Namen feiner Partei 
geradezu Lügen geftraft. Wir werigſtens ſtehen bis jetzt noch auf dem 
chriſtlichen Standpunkte, der durch den Spruch bezeichnet gl thue 
keinem Andern, was du nicht willſt, das dir geſchehe. Sie aber ren: 
nen ſich liberal und wollen die Freiheit nur für ſich in Anſpruch neh⸗ 
men. (Der Redner ft bei der Unruhe im Haufe, die der Präſident 
vergeblich zu bewältigen ſucht, faſt gar nicht zu verſtehen) Auf einen 
Benn gegen den Abs. Lasker erwiedert dieſer in einer perſönlichen 

emertung: f kin! 

Der Vorredner hat geäußert, daß eine große Anzahl von Polen 
ſich an mich gewendet in dem Vertrauen, daß ich ihre Sache beſſer 
durchſetzen könne, als die polniſchen Mitglieder, daß ſie ſich aber in 
dieſem Vertrauen zu mir getäuſcht hätten, denn ich hätte nichts für 
die Sache gethan. Dieſe Wal widerſpricht durchaus der Wahr⸗ 
beit. Der Sachverhalt iſt dieſer: Tauſende von Polen haben eine Pe⸗ 
tition an mich geſendet, um gewiſſe Beſchwerden, die fie namentlich 
den polniſchen Gutsbeſitzern gegenüber führten, zum Austrag zu brin⸗ 
gen, mit dem Bemerken, daß fie von ihren eigenen Abgeorpneten, die 
ſich zwar mit ſehr vielen unprakliſchen Dingen hier beſchäftigten, nicht 
gut vertreten ſeien, und daß fie von mir eine beſſere Vertretung ihrer 

itte erwarteten. Ich habe dieſe Petition ſofort befördert und em⸗ 
pfohlen, wie ich dies bei allen Petitionen, die ich zu vertreten im 
Stande bin, ohne Unterſchied ob ſie der eigenen oder einer anderen 
Partei oder Nationalität angehören, tbne. Es iſt dies auch keines⸗ 
wegs erfolglos geweſen, ſondern es hat ſich bei der Berathung in der 
Petitionskommiſſion herausgeſtellt, daß die Petition und die Wünſche 
der Petenten ihre befriedigende Löſung finden werden bei Gelegenheit 
der zu erwartenden Geſetzesvorlage einer Wegeordnung. 

Der Antrag v. Tacza no mëtt wird hierauf vom Haufe ab⸗ 
gelehnt (dafür das Zentrum, die Polen, Elſaſſer und 
Sozialdemokraten, dagegen mit den übrigen Parteien die Fort⸗ 


ſchrittspartei). 15 
Schluß 5% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 11 Uhr. 
ſtehen 13 Gegenſtände, darunter Land⸗ 


(Auf der Tagesordnun 
ſturm und verſchiedene Vorlagen betreffend die Rechnungslegung der 


Reichsregierung. Ein Antrag Windthorſt's die Deklaration des 
Art. 31 der Verfaſſung (Antrag Hoffmann) morgen auf die Tages⸗ 


ordnung zu ſetzen wird gegen Zentrum und Fortſchrittspartei 
abgelehnt.); 


Varkamentariſche Nachrichten. 


* Der Reichstagsabgeordnete Präſident von Rönne hat 
die Abſicht ausgeſprochen, aus der nationalliberalen Fraktion, welcher 
er angehört, auszuſcheiden. Die „Trib.“ berichtet hierüber: „Hierzu 
veranlaßt iſt derſelbe durch die Wahl der Reichstagskommiſſion für die 
Juſtizgeſetze. Bei der Auswahl der Mitglieder dieſer Kommiſſion hat 
die Fraktion nämlich Herrn von Rönne übergangen, obgleich derſelbe 
ſich zur Annahme eines ſolchen Mandats bereit erklärt hatte. In der 
That iſt es, wenn man eine juriſtiſche Kommiſſion einſetzen wollte, 
ſchwer zu begreifen, wie man einen Juriſten von dem Range des 
Herrn von Rönne übergehen konnte, einen Mann, der ſein ganzes 
langes Leben der Rechts wiſſenſchaft und der Rechtſprechung gewidmet 
und ſich nicht nur als Gerichtspräſident, ſondern auch als Schrift⸗ 
fieller durch fein „Reichsſtaatsrecht“, „Preußiſches Staatsrecht“ und 
eine ganze Reihe von Werken aus dem Gebiete des preußiſchen Rechts 
und der preußiſchen Geſetzgebung und Verwaltung fo fehr ausgezeichnet 
hat. Hoffentlich hat ein jüngeres Mitglied der Kommiſſion ſo viel 
Beſcheidenheit, zu Gunſten des würdigen Neſtors des preußiſchen 
Rechtes zurückzutreten.“ 
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Lokales und Probinzielles. 
Poſen, 21. Januar. 


— Der Stadtgerichtsralh Korn in Berlin iſt zum Appellations⸗ 
gerichtsrath in Poſen ernannt worden. Der bisberige Gymnaſial⸗ 
Hilfslehrer und kommiſſariſche Kreisſchulinſpektor Dr. Förſter in 
Neutomiſchel iſt zum Kreisſchulinſpektor im Regierungsbezirk Poſen 
ernannt worden. 

k. Schneidemühl, X. Jan. [Schwurgericht: Mord. 
Theilnahme am Morde.] Die bereits mehrfach erwähnte 
Anklageſache gegen den Bremſer Franz Steinborn 
aus Kreuz und den Guksbeſitzer Ludwig Steinborn 
aus Steinbornsgut wegen Ermordung eines Förſters, welche, 
wie bereits gemeldet, erſt in der nächſten Schwurgerichtsperiode 
zur Verhandlung kommen ſollte, iſt in Folge einer neuerdings 
eingetroffenen Verfügung in dieſer Periode zur Verhandlung 
gelangt und zwar von Montag (18. Januar) Morgens 9 Uhr bis 
Dier ſtag (19. Januar) Abend 10 Ge Es wurden 101 Zeugen ver⸗ 
nommen. Franz Steinborn wurde wegen Mordes zum Tode und 
Ludwig Steinborn wegen Theilnahme an dieſem Verbrechen zu 15 
Jahren Zuchthaus und 15 Jahren Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
beſtraft. — Ich bemerke hierbei, daß auch dies Mal ein direkter Bes 
weis gegen keinen der Angeklagten hat geführt werden können; die 
Verurtheilung erfolgte auf Grund der zu Tage geförderten Indicien. 


ees e politiſch⸗literariſchen Wochenſchrift 
hält: Das 
bei der Gräfin Albany. 


Guſtav v. Janus 
der heute 7 Uhr | ` 
ſchande zu 2 Jahren Zuchthaus und wegen Ermordung des mit 
eigenen Tochter erzeugten Kindes zum 


Wiſſenſchaft, Aunſt und Literatur. 


* Die am 15. d. erſchienene Nr. 3 der von Dr. Guido Weiß 
I Die Wage 
roblem der Kulturgeſchichte. IV. — Eine Unterhaltung 


NMermildtes. ee 


* Neiſſe, 19. Januar. Der königliche Hauptzollamts⸗Aſſiſten 
zkiewicz aus Neuſtadt in Oberſchleſien iſt in 
Abends beendeten Schwurgerichisſitzung wegen ee 
ner 
ode verurtheilt worden. 


— —— — — — — — — — 
Verantwortlicher Redakteur: Dr Jultus Waſner in Poſen. 


Angekommene Fremde vom 21. Januar 


C. SCHARFFENBERG’S HOTEL. Rittergutspächter Waltz a. 
Schweidnitz, Bauunternehmer Hölme a. Kattowitz, Landwirth Tiemann 
a. Wettende, die Kaufl. Peters u. Nacht a. Breslau, Haenſel a. Pirna 
a. E., Karbſtein a. Glogau, Gimborn und Harff und Heidemann a. 
Berlin, Alarſe a. Lauban gr 

HOTEL DE BERLIN. Die Rittergutsb. v. Kropinski a. Slom⸗ 
N v. Kofzutski a. Swinte und Mathäus a. Luſowko, Brennerei⸗ 

erwakter Schchreiber a. Neutomiſchel b. Neuſtadt, die Kaufl. Achner 
ch a. Bromberg, Avantageur Baehr a. Poſen 
e Die Rittergutsbeſitzerinnen 
Frau v. Wollſchläger a. Iwno u. Frau v. Kierska a. Brzezie, Kaufm. 
Bernhardt a. Leipzig, Bürger Jaſineki a. Polen. 

MYLIUS HOTEL DEIDKESDE. Die Rittergutsb. v. Treskow 
u. Frau a. Wierzonka, Boas a. Bromberg u. Pflug a. Brody, Frau 
Oberamtmann Felſch aus Ruchoclce, Ober Stabsarzt Dr. Nueſſe aus 
Poſen, Balletmeiſter Pläſierer g. Bromberg, die Kaufl Wolff, Meyer, 
Penners und Balg a. Berlin, Woltmann a. Hannover, Sido a. Leip⸗ 
zig, Schuhmacher a. Hamburg, Maliſch a. Giesmannsdorf, Bernhardt 
a. Stuttgardt, Leſchnewely a. Rauenthal, Auft a. Liſſa, Diekmann a. 
Hamburg, Bonitz a. Annaberg und Oſtertag a. Bremen. o 

BUCKUW’s HOTEL DE ROME. Die Rittergb. k. Kammerherr 
Graf Radolinski a. Jarocin, Lezjawek a. Rußland, Cohn nebſt Frau 
aus Berlin, die Oberamtleute Ooitz aus Klein Siekierki, Zeiſing aus 
Mur. Goslin und Zeiſing a. Kareihn, Dun. Metzdorff a. Hamburg. 
Kreisrichter Feig a. Myslowitz, die Kaufl. Selinger a. Manheim, Bauer 
a. Lenep, Fiebig a. D esden, Wacker a. Bunzlau, Brandes a. Görlitz, 
Taube a. Breslau, Schiffer a. Rheydt, Trauloetter a. n . 

KE Wuſterwattersdorf, Schremer a. Paris, Löbell und Blume 
d. erlin. 

KEILER’S HOTEL. Die Kaufl. Petzel aus Birnbaum, Geſchw. 
Röhmann a. Birke und Held a. Kirchheim, die Gaſtwirthe Peiſer aus 
Grzeliniewko und Rakowski a. Obornik. 


RENERT 
Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 
Berlin, 21. Januar. In dem geſtern verhandelten Depeſchen⸗ 
fälſchungsprozeß gegen die Gebrüder Leſſer und Karl Silberſtein wur⸗ 
den beide Angeklagte wegen gemeinſchaftlicher wiederholter Urkunden⸗ 
fälſchung unter Zulaſſung mildernder Umſtände zu einjähriger Ger 
fängnißſtrafe und zwei Jahre Ehrverluſt verurtheilt. 
Brüſſel, 21. Januar. Die Repräſentanten⸗Kammer nahm den 
Antrag auf Bildung eines internationalen Schiedsgerichts an. Berge x 
interpellirte den Minifter des Aeußern, warum die Regierung ihre 
Vertretung bei der Curie aufrecht erhalte, welche Beziehung die bel⸗ 
giſche Regierung zu Alfons habe und warum die Beziehungen zu 
Mexico nicht wieder aufgenommen worden ſeien. Der Miniſter er: 
widerte ad 1., die Lage ſei dieſelbe geblieben, deßhalb habe auch die 
Regierung ihre Stellung nicht modifizirt. Bezüglich der Thronbe⸗ 
ſteigung Alfons XII. ſtände Belgien auf demſelben Standpunkte, wie 
die übrigen Nationen, Belgien werde weder ber erfte noch der letzte 
Staat ſein, welcher die neue ſpaniſche Regierung anerkenne. Die Be⸗ 
ziehungen zu Mexico würden wieder aufgenommen werden, ſobald die 
Differenzen, welche den Bruch herbeigeführt, beigelegt wären. 


Verſailles, 20. Januar. Die Nakional⸗Verſammlung beendete 
die Berathung des Kadresgeſetzes und beſchloß die zweite Leſung de⸗ 
ſelben. Der Antrag eines Mitgliedes der Rechten, die Diskuſſton dern 
konſtitutionellen Geſetzentwürfe Freitag zu beginnen, wurde abgelehn m 
und die Diskuſſion derſelben auf die Tagesordnung der morgenden 
Sitzung feſtgeſetzt. re 


Saragoſſa, 20 Januar. Der König iſt hier eingetroffen und 
wurde warm empfangen. Er ritt ſofort nach der Kirche Notre dame 
und nahm dann im Palaſte des Erzbiſchofs Wohnung. Abends findet 
Gala⸗Vorſtellung ſtatt. d 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 


Breslau, 20 Januar, Nachmittags. (Getreidemarkt). Spirttus 
pr. 100 Liter 100 pCt. pr. Jan. 53, 90, pr. April⸗Mai 54, 90. Juni⸗ 
Juli —, —. Weizen pr. April⸗Mai 180, 00. Roggen pr. Januar 
157, 50, pr April⸗Mai und per Mai Juni 148, 50. Mübdt 
pr. Januar 52, 50, pr. April⸗Mal 54, 00, pr. Mai⸗Juni 55, 00. 
Zink feſt. Weiter: Trocken. 

Bremen, 20 Januar. Petroleum (Schlußbericht). Standard 
white loco 11 Mk. — Pf. gefordert. Feſt. 7 CR 

Ha rg, 20. Januar. Getreidemarkt. Weizen loko flau, 
auf Termine feſt. Roggen loco flau, auf Termine behauptet. Weizen 
126-pfo. pr. Jan 1000 Kilo netto 190 B., 188 G. pr. Januar Februar 
1000 Kilo netto 190 B., 188 G., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 
189 B., 188 G., pr Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 189 B., 188 G. 
Roggen pr. Januar 1000 Kilo netto 158 B., 156 G., pr. Januar⸗ 
Februar 1000 Kilo netto 158 B., 156 G., pr. April⸗Mat 1000 Kilo 
netto 150 B., 149 G., pr. Mat- Juni 1000 Kilo netto 149 B., 148 G. 
Hafer flau, Gerſte flau. Rüböl matt, loco und pr. Januar 56, 
pr. Mat pr. 200 Pfd. 56 Spiritus ſtill, pr. Januar 43%, pr 
Febr.⸗März 43%, pr. April⸗Maſ 44%, pr. Mai. Juni pr. 100 L. 1 Bos Dës 
45 Kaffee ruh., Umſatz Sack. Petroleum ruh. Stan ` 
dard white loko 11, 20 B., 11. 00 G., pr. Januar 11, 00 G., pr. 
Fe 10, 80 Br. pr. Aug.⸗Dezember 11, 50 Gd. — Wetter: 

egen und urm. 
g 20. Januar. Nachmittags 1 Uhr. (Getreidemarkt). Wetter 
S Weizen ſtill, hieſiger loco 20, 25, fremder loko 20, 00, 
vr. Märy 19, 85, pr. Mai 18, Roggen matt, hieſiger loko 
; it 14, 85. Hafer loco 19,50, 

Rüböl feſter, loko 29, 50, pr. 


Weizen 
pr Mai⸗Auguſt 
Februar 19 
53, 25, pr. d 
pr. Januar 75, 2 55, 00, 

52, 50 
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alete 
o darmſtädter Bank 140%. 


E lehrsgebiete blieben behauptet u nd ſtill. 


Produßten-Börfe. 


. 20. SR Bi — m 5 Thermo⸗ 


rt, iſt ent on e — 
Sr A 1 1000 diaungspreid ME 2 10 ber 100 Ee 


ER Korreſpondenz für 5 
ES ankfurt a. M., 20. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
uhig, ſchwaches Geſchäft. 
en luß e irre Wechſel 204,60. Pariſer Wechſel 81,40. Wie⸗ 
chſel 182 Franzoſen“) 26794. Böhm. Weſtb. 172% Lombar⸗ 
E 115%. 15 0 217. Eliſabethbahn 170%. Nord weſtbahn 133. 
Er > 206*). Ruſſ. Bodenkredit 90%. Ruſſen 1872 100%. Silber⸗ 
N 64. 1860er Monte 11273 1864er Looſe 294 00, 
. de 82 98%. Deutſch⸗öſterreich. 83. Berliner . 
77 K. Besse Bankverein Pa do. Wechslerbank 84%. ante 
n Meininger Bank Hahn'ſche Effektenbank 111. 
ER Bank 102%. 


*) per medio reſp. per ultimo. 


Berlin, 20. Januar. 
licherer Stimmung als in den lesten Tagen. 
Urungen waren ziemlich günſtig eingetroffen und umfangreichere 
Deckungskäufe der Contremine verliehen dem Verkehr eine Regſam⸗ 
Zeit, deren derſelbe während der letzten Tage faſt vollſtändig er⸗ 

gelte. Die Courſe ſtellten ſich namentlich auf fpefulativem Gebiet 
anfangs weſentlich höher und die Umſätze gewannen ziemliche Bes 


Die auswärtigen No⸗ 


e der zweiten Börſenhälfte ſchwächte Dä die Tendenz wieder 


i en ab, doch hielten ſich die Courſe durchſchnittlich über geſtrigem 


Der Kapitalsmarkt bewahrte ſeine ſeſte Haltung, ohne ſich regeren 
Geſchäfts erfreuen zu können, auch die Kaſſawerthe der übrigen Ver⸗ 


— ̃—äne — 
f Günſtig. 
d il 9, 00 do. junge —. Oberſchleſ. 141,75. R. pre 
g — 100. 355 do. do. 1 5 113.00. Fransofen 8350 a 


Die Börſe eröffnete i in n weſentlich freund⸗ 1 


Italieniſche Anl. 5 67, G 
) ell Ss: H. AAL ien dt: 0 hr. de Bea 40 
i Akt. 6 480,00 B 
d Berlin, den 20. Januar 1875. She pa: Sinti © 00 8 
ER do. 250 fl. Pr. Obl. 4 109,25 bz 
n Lo. 100 fl. Kred. L. — 343,00 G 
. er 1 105,75 bz do. Sech 1860 5 113, B 
Staats- A KEE R 99,50 B 25 5 sen. 7 8 295,00 8 
` ES o. Bodenkr.⸗ S 88,10 
E t GAR Poln. Schatz⸗Obl. 1 87,30 G 
e EE © do. Gert.A. 300fl.5 | 95,00 p 
b. 40 Thlr. Dbl- 28/5 © do. Pfdbr. III. Em. 1 82, G 
Die. Nenn ehr 116650 H do. Part. O.500fl 1 325,50 G 
Skede ban EN. 45108, 50 © do. Ligu.⸗Pfandb. 1 | 69,40 bz 
x SC? 2 St a Obl. 5 102,30 bz Ru ke 4 83,50 3 
en er anz. Anl. 71. 7: 5 101, 
doe. 85 = BA 20 Fres.⸗Lſe.— — [63 
Re. Berl. Börsen- Obl. 5 dor, Rumän. Anleihe |8 105,9063 kl. 105,90 
Sé * A 1 85 Ruff. Bodenkr Pfd. 5 84,20 bz 
9900 6 do. Nicolai-Obl. 1 85,80 G 
Run RER d 90,00 bz Sak ‚engl. 3. v. 625 101,60 E 
‚ 50 
. Ges 103,50 bz o * 2.105 104, S 
Finn D 92:50 mm 060 & 
Io D. 7 3 39 
i be u 102.00 B = 5. Stel. W 5 — 2 5 
. 0. d = — 799 
Banned. DU 87,10 © ge Kid KE KE 
do. neue 70 2 Türk. Anleihe 186513 | 41.90 be 
Bei neu H 94,40 b do. do. 186916 | 54,60 bz 
leſiſche 3 98.30 Ir do. do. kleine | 56.25 B 
Wer ch SH Si do. Soofe ue 98,75 bz 
m — 0 d 94.50 2 Ungariſche Looſe 175,0 B 
do. 4101,50 ba Bank⸗ und Kredit⸗Aktien und 
Kur- u. Neum. 4 | 97,75 Autheilſcheine. 
ommerſche 4 | 96,90 bz Bt.f. Sprit Wrede) 73 59,50 bz & 
oſenſche 4 | 96,60 bz Barm. Bankverein 5 | 89,00 bz G 
reußiſche 4 | 97,50 b Berg.⸗Märk. Bank 4 79,10 G 
iche 4 2800 G Berliner Bank 4 72,50 G 
4 Let d do. Bankverein 5 79,00 bz 
5 8 — do. Kaſſenverein 4 272,10 G 
e br. LU 106,75 bd ba. andelsgeſ. 4 116,25 bz 
d. Erd. 75 50 b echölerbanti5 52,75 bz 
Aunkündb. Lu. fl. 5 1102,50 5 5 Prod u. Hdlabk. 35 86,75 bz G 
59 Pr V5 108.50 — Bresl. Discontobk 1 83,50 G 
Eile ⸗Pfob tdb. 4710, 0 b Bk. f. Löw. Kwilecki5 57,00 bz 
9. (110rückz.)unk. 5 1107,25 ba Braunſchw. Bank 1 1167,90 bz B 
wu Des 0 Bremer Bank 4 111,25 © 
m. Prov.⸗Obl. 43102, 75 bz Ctralb. f. Ind. u. 9. 5 74,50 bz @ 
tt. Rentenbr. 4 28,00 & Centralb. f. Bauten 5 56,00 bz G 
x _ Meininger Loofe || 17,90 B Soburg.Greditbant!4 | 76,00 B 
y ge 101,50 b Danziger Privatbk. 4 114,00 G 
NEE [165,00 Darmſtädker Kred. 4 140,00 bz 
lden age Loofel3 127,75 8 do. Zettelbank 4 101,50, G 
7 ee Jeck H Deſſauer Kreditbk. 4 | 94,00 B 
EE A Berl Depsfitenbanf'> 90,00 G 
Neuebad. an be 3 G Deutſche Unionsbk. 4 70,75 bz G 
a E Disc. Commandit 1 159,50 bz 
r. Anleihe. 4 1120,25 Genf. Credbk. . Lig. — —, — 
Zä e S 11925 8 Geraer Bank 4 | 93,00 G 
Set do. ` 5 d r 
Gewb. H. Schuſter 4 00 G 
2 äech, Schu e äi véier? Gothaer Privalbk. 4 | 94,75 G 
n Wa 9. ‚104,90 B Harnoverſche Bank 104,90 bz B 
Ausländiſche Fonds. Königsberger B. B. 4 78, 
SEN „men Anl. 1881 6 103,60 bz Leipziger Kreditbk. 4 143,75 bz 
do. do. 1882 gek. 6 97,30 G Luxemburger Bank 4 108,75 © 
Do. do. 1885 6 102,40 bz Magdeb. Privatbk. 4 109,00 
NMNewyork. Stadt⸗A. 7 101,10 G Meininger Kredbk. 4 90,00 G 
8 do. Goldanleihe 6 99 20 G Moldauer Landesb. 50,00 & 
AInnl. 10 Thl. Looſe — 38,00 B Norddeutſche Bank 4 149,00 bz 


do. II. Em. 5 104.00 bz e u. Stamm: 
= do. 4 97,00 G rioritäten. 
d l. Em. 1 93,00 B gather Marie 432, bz G 
Gang IV. ar a 9 G Altona: Kieler 5 11190 bi 
V. Em. 92.50 G Amſterd.⸗Rotterd. H 104.00 B 
Sue, Seran. Gub. 5 | 98,75 bz Bergiſch⸗ . 84,75 bz 
Märkiſch⸗Poſener 5 10200 bz G Berlin⸗Anhalt 4 117,75 B 
Magdeb.⸗Halberſt. 4 100,10 G Berlin⸗Görlitz 4 68,20 G 
do. do. 1865 D 100, G do. Stammpr. 5 | 99,50 bz G 
do. do. 1873411100, G Balt. a (gar.) B 56,20 bz 
do. Wittenb. 3 | 74,50 5 Breſt⸗Ki 64,10 G 
Niederſchl.⸗Märk. 4 97,50 B Breslau Warſch S. 5 89,173 
do. U. S. a62 p thlr. 4 95,25 B Berlin⸗ ne 178, © 
do. c. I. u. II. Sr. | 97,50 B Berlin⸗Ptsd.⸗Mgd 4 86, B 
do. con. III. Ser. 4 d 96,50 B Berlin-Stettin 4 1132,75 9 
Oberſchl. Lit A. 5 92,50 G Böhm. Weſtbahn 5 8750 2 
do. do. B. 31 85,25 b Breſt⸗Grajewo 5 45,75 (0 
do. do. C. 1 92,50 Bresl.-Schw.⸗Frb. 4 93,00 G 
do. do. D. 4 | 92,50 Köln⸗Minden 1 1114,50 bz 
do. do. E. 35 84,50 G do. Lit. B. 5 106, G 
do. do. F. Ab 101,00 B Crefeld Kr. Kempen 5 1,75 B 
2 do. G. H 99,20 G Galiz. Carl-Ludw. 5 
do. H. 44 100,60 bz Halle Sorau-⸗Gub. 1 30,00 b3 
Ke Em. Le 1103,25 bz do. Stammpr. 5 | 46,00 bz 


Nm. nom., En Febr. ge SR nom, ien 148-1485 CH 5 


Mai: Juni 146 Rm. bz., Juni⸗Juli 145,50 Rm. bz. Ger ſte loko per 
31000 En 150 2 Rm. nad — — Hafer loko per 1000 
Kilogr. 160 —190 Rm. nach Qual. gef., "oft: u. weſtpreuß. 164 —178 
ruſſ 168175 golt, u. ungar. —, Ke und meckl. 180-187 ab 
wi ba. Dr ONS Monat —, Ian.Febr. —, Frühjahr 172,50 172 

172, bz, Mai⸗Juni 163,50 Rm. HR Juni⸗Juli 166,50 —167 
Nm. bz. — Erbſen per 1000 Kilgr. Kochwagre 195-231 m. nach 
Qual., e 177-192 Rm. nach Qual — Raps per 1000 
Kilgr — Leinöl loko per 1000 1 ohne Faß 62 Rm. bz. — 
Rub ö L per 100 Kilogr. loko ohne Faß 51 Rm. Ce Gs 2 —, ber 


. Monat 54,5 Rm bz., Jan.⸗Febr. —, April⸗Mai 55,7 55,6 Rm. 
bi, Mai⸗Juni 56,3 Rm. bz., Sept. Okt. 59,1 59,2 — Za Rm. bz. — 
een raffin. (Standard white) per 1000 Kilogr. mit Faß loko 
2 Rm. * per dieſen Monat 24 Rm. B., Ss Febr. 23 Rm. bz., 
Schr. März 23 Rm. B, Sept.⸗Oktober 24 Rm. bz. Spiritus per 
100 Liter a 100 pCt. 10,000 pCt. loko ohne Faß 512 Rm bi, per 
dieſen Monat —, loko mit Faß —, ver dieſen Monat 51.755 km ba, 
SE ⸗Febr. do., April⸗Dea 56,7569 Rm. bz, Mai⸗Juni 57 57,2 
Rm. ba, Juni Don 58.1 58 3 Rm. bz., Juli⸗Auguſt 591 59 3 Rm. 


Au t. 59,6—597 Rm. bz. — Mebl Wei nieht 9.0 225 
SEN on 50 Be Ge . 


"a u. 
Medteorologiſche Beobachtungen zu Poſen. 
Datum. Stunde. ER | Therm. | Wind. | Wolkenform. 


Si Jan. Nachm. 2 2” 544.97 d 9:0 en Sitrübe. St., Ou-st. 
20. Abnds. 10 27” 7° 18 8 E St.. Ca-st, 
21. Morgs. 60 27” 4“ 60 + 703 S523 bedeckt. St, Ni. 


Ge 
N 
if: 
Se 


Waſſerſtand der Wartbe. 


Voſen, am N Januar 1815 D Ußr Mittags 0 08 Dieter 
98 » Eidgang 


Banken ſchwach, Anlangewerthe behnuptet, deutſche Bahnen feſt. 1? 
Nach Schluß der Börſe: Belebter. Kreditaktien 206%, Franzoſen 
268%, Lombarden 116, Nordweſtbahn —. 


Frankfurt a. M., 20. Januar, Abends. (Ef fekten⸗ Sozietät. 
Kreottaktien 206%, Franzoſen 267%, 1860er Looſe 112%., Lombarden 
114%, Galijier 216%, Silberrente — Nordweſtbahn 133, Bank⸗ 
Aktien 854, Papierrente —, Albrechtsbabn —, Eltſabetbbahn 170%, 
Böhmiſche Weſtbahn —, Darmfädter Bankaktien —. Ungar. Looſe 
174%. Anfangs gedrückt, Schluß feſt. 

Wien, 20. Januar, Nachmittags 12 Uhr 40 Min. Kreditaktien 
225, 50, E Ze 293, 00, Galizier 237, 75, Anglo-Auftr. 135, 80, 
Uniondant 104, 00 „Nordweſtbahn 115 50, Lombarden 123, 50. Napo⸗ 
leons — —. Still, ſchwankend. 

Nachbörſe: Sehr animirt Kreditakt. 227, 40, Bankaktien —, —, 
Franzoſen 294, 50, Galizier 238. 75, Lombarden 127, 75, fk 
Auſtr 138, 70, Uniondank 104, 25, Nordweſtbabn —, —. 

Wien 20. Januar. Anhaltend matt, Bahnen 1 

Nachbörſe. Matt, und ſtill. Kreditaktien 228, 60 Framzoſen 297, 
0). Galizier 210, 75 Anglo⸗Auſtr. 140, 00. Unionbank 105, 25. 
Lomharden 127, 50. 

8101 8590 0 5 70, 15. Silberrente 75, 40. 1854 er 
Looſe 20. Bankaktien 937. Nordbahn Kreditaktien 
225, 900 8 293, 00 Galizier 237, "o Nordweſtdahn 146 00. 
do. Lit. B. 73, 00. London 111, 25. Paris 44, 25. Frankfurt 54, 20. 
Böhm. Weſt ſtbahn —. —. Kreditlooſe 105, 00 1880er Looſe 112, E 
Lomb. Eiſenbahn 127, 75 186Ler Looſe 138 20. Unionbant 103, 50 


Der Geldmarkt 3 zeigt wie bisher ein freundliches Ausſeben: im 


FFT mVJ— — E — 


Aaglo Auftr. 132, 50 Auſtro⸗türkiſche —, —. Napoleons 8, 91. Du: 
taten 5, 2%. Subertoupons 105, 75. Eliſabetbbahn 188, 00 Ungarische 
Prämienanleihe 83 „20. Preußische Banknoten 1, 64%. 
London, 20. Januar, Nachmittags 4 Uhr Nupig. 
6proz. ungar. Schatzbonds 90%. Spanier 22%. 
Konſols 92716. Italien. Coin Rente 65%. Lombarden 11Ys. 
5 proz. Ruſſen de 1871 100. "em Aufl. de 1 1873 100 Silber un 
GE 1 de 83 dëi 8 proz. 3 9 .de el prof. 
ereinig pr. 4. do. 5 pCt. fundirte 102 x 
ae BES: Oeſterr. Baprerrente 63%. % Ce We 
20. Jannar, Nachmittags 12 Uhr 40 Minuten. Zproz. 
Rente 62 vi Anleibe de 1872 100, 20, Italiener 66, 25, Franzoſen 
658, 75, Lombarden 286, 25, Türken 4, 65. Feſt. 
Bari Gu 20. Hagar, n 3 Uhr. Ru b. 


nr Dödhfte 
fel auf London 


ew⸗Nork e in New Orleans 119455 Mehl D. 15 G. 
Kuhn ee in Ki Je 12%. do. Ge 58 12%. Rother 


Auf dem Eifenbabr — deronders — 


Erivatwechſel⸗Verkehr betrug das Diskonto heute 3% pCt. für erfte | ie zur Entwickelung; die Courfe ſtellten ſich vielfach etwas 


Deviſen. 

Von den Oeſterreichiſchen Spekulationspapieren wurden Kredit⸗ 
aktien zu beſſeren Courſen ziemlich lebhaft gehandelt, auch Franzoſen 
und Lombarden waren ſteigend, aber ruhiger. 

Die fremden Fonds und Renten hatten in feſter Haltung mäßige 
Umfätze für ſich; Türken und O' ſterreichiſche Renten konnten etwas 
beſſer werden, wie auch 18˙0 r Looſe; Nuſſiſche Anleihen und Boden⸗ 
kredit⸗ Dale waren gefragt. 

Deutſche und Preußiſche Staatsfonds, ſowie laudſchaftliche Pfand⸗ 
und Rentenbriefe gingen in recht feſter Tendenz theilweiſe lebhaft um. 
Prioritäten waren ruhig und wenig verändert. Preußiſche 4½ und 
5 Prozent theilweiſe und Kronprinz Rudolfs⸗Bahn⸗Priositäten belebt. 


Nordd. Gr. Cr. A. B 7102,00 8 & Se, Neiſſe 44 98,25 G 

Oſtdeutſche Bank b 76,00 8 8 ` 93, 75 

Seher, Krediten (le, SE at b. 10 2 8 
Oeſterr. Kreditban er . e 

Poſener en er V 104,10 0 Stargar weg ` eg 

do. Prov. Wechl. 0, 50 do. G 

Pr. KE K. SE? a 104, 2 46 I ie m En. Di 100 G 


Oſtpreuß. Südbhn. A 103, 50 G 
Neale dr ert 5 103,50 bz 
Rhein. Pr.⸗Oblig. 5 | 
do. v. Staate gar. 4 86,7 75 G 
do. III. v. 1858 u. 60 3 99,90 B 


ächſiſche Bank 4 114.00 B 
chleſ. Bankverein 4 106,50 G 


Senger Bank 4 92.50% bn G do. 1862, 64, 65% 99,90 B 
Weimariſche Bank 1 82.25 B en Rah Ss 4 41110240 B 
Prß Hyp. Verſſcher. 4 128,75 bz B E? E 8 
8 ewig A 
In⸗ u. e 1 1 2. ` Ko S 
do. 
. 5 1 do. II. Ser. 4 95.00 & 
III. Em. 5 99, G do. W. u. V. Ser. 4 100, G 
Berg iſch⸗Märkiſch. 4 101% G Galz. Carl-Ludwb. 4 93 00 G 
SKI Ser.(conv. 0 100, B Kaſchau⸗Oderberg 5 78,10 G 
wë Ser. 3 v. St. 83,70 bz Oſtrau⸗Friedland 5 76, B 
do. Lit. B. 35] 83,70 bz Ungar. Nordoſtbhn 5 67,00 B 
do. IV. Ser. Ri 99,25 © do. Ditbahn 8 62,40 G 
do. V. Ser. 4 99,25 bz Lemberg Czernowitz ß | 71,40 bz 
do. VI. Ser. 44] 99,25 B do. II. Em. 5 79,00 G 
do. sun Elb. 1 91,75 G do. III. Em. 8 72,90 B 
do. II. Ser. 1 98,50 6 Mähr. Grenzbahn 5 69.90 B 
do. Dortm.⸗ Soc 91,0 2 Oeſterr.⸗Franz. St. 43320 25 bz 
55 HL Ser. 13 98,00 5 Oeſtr. Nordweſtbö. 5 87,10 G 
do. (Nordbahn) 5 1103,00 B Südöftr. Dn (Lb.) 3 248,40 bz 
Berlin⸗Anhalt O 96,75 B do. Lomb. Bong 
do. do. 43.101,50 B de 18756 1101,70 & 
do. Lit. B. 410150 B do. do. de 18766 102,75 G 
Berlin-Görliz 5 103,50 © do. do. de 187/806 104,50 & 
e 4 — Wi Czarkow⸗Azow 5 99,60 G 
1 Gn. 4 94.00 G Jele D 5 99, G 
Berl ge Mab. Kozlow⸗Woroneſchſß 100,25 G 
Lit A. u. B. 1 93,00 G Kursk⸗Charkow 5 99,50 G 
Lit. C 4 92 en b Kurſk⸗Kiew 5 100,25 b 
Be „Stett. II. Em. 4 93,2 Mosko⸗Riäſan 5 101,20 | 
III. Em. 4 99,25 1 G Niäſan⸗Kozlow 5 100,30 & 
I IV. S. v. St. g. 43.103,20 G 8 n 5 99,40 © 
arſchau⸗ d 
do. VI. Ser. do.! 93,60 8 fiel 9980 6 


Bresl.⸗Schw.⸗Frb. In 
Köln« Krefeld 2 96.25 b 
Köln⸗Mind. 1 2 1 


Er 5 100, 
feine 100, B 


Drud und Verlag von W Decker u. Cortp. (. SERA in Sein. 


Hann. Altenbelen 5 25,5) & 
Löbau-Zittau 3 


Bech DEELEN 


beſſer. 


Im Vorder grunde ſtanden Rheiniſche Bahnen, auch Cöln⸗ Min⸗ 
den, Oberſchleſiſche Gei Berliner Deviſen wurden befier SC ziem⸗ 
lich lebhaft gehan elt. Leichte inländiſche Bahnen waren ruhiger. 
Von fremden Eiſenbahnwerthen zogen Galizier und Rumänier der 
1 lebhaftem Verkehr etwas an, auch Gotthardbahn wurde 
Dier 


Bankaktien und Induſtriepapiere waren fer und rubig; Diskonto⸗ 
KommanditsAnibeile ſteigend und belebt, Dortmunder Union anfangs 
zu weſentlich beſſeren, ſpäter etwas abgeſchwächten Courſen in recht 


gutem Verkehr. 
Induſtrie⸗ Papiere. 


} 91,80 


b 
Füttiche&iimbur 1410 8 Sauarbummäftien. CHE, D | 
Kro HR) delph 1600 ` * E me de. — ff n 
Märkiſch⸗Poſen 1 | 29,20 55 1 S CS 15.8 g 
o. St.⸗Prior.5 62,00 bz B es (pc Tivoli. SE 91 8 
Magdeburg⸗Halb. |4 | 91,30 bz Bayer Dabenbor. E 104. G 
d eer 3 SE 1 Brauerei SEH 33, 8 
een eipfig [4 See 05 Bresl. Br. Wiesner — 25 G 
. Deut. Stahl- J. A. — 6,30 G 
Man ët, 4 113,50 bz Erdmanmnsd. Spin. — 51. e 
Münſter⸗Hammer 4 | 98,75 & Elbing. M. er — 6776 8 
Niederſcht Märk. 4 | 98,75 B Flora, H ët Berl — | 9758 
Nordh. Erf. gar. 1 46,25 & Forſter, Tuchfabrik — 43,25 G 
do. Stammpr. 4 EN Summifbr. onrob — 44.60 G 
Oberheſſ. v. St. gar. 35 70,75 Hannov. Maſch. G 4, 
Obers. Lt. A "DB 13700 G Egeſtorf) G. bet a 6 
Sehr. Sib 5 185 8 Kön. u. Laurahütte —1126, bn 2 
do. Südb.(Romb.) 5 1997, b3 TE 2 152 -9 632, G 
Oftpruß. Südbahn | 42,25 br De (g Sa 229 f 
do. Stammpr. 5 78,90 B Mei np lte 64.75 G 
Rechte Dderuferb. 5 Käch — Münnich, Chemnitz m 20,50 @ 
do. Stammpr. 15 Sr = RedenhütteAkt.⸗G. S 24,50 8 
Reichenberg- Pard. A4 DO — Saline u. Soolbaß — 43, B 
1 se 9 Schleſ Lein Kramft — | 89,40 ® 
eh 2040 & Fer Dipd, Spr.Br. — 36,50 8 
Ruff. Eiſb. SCH gr. 6710075 15 Wollbanku. Wollw. . 35,50 G 
Stargard⸗Poſen 4 100,75 
Kun ei 5 | 33,60 97 Verſicherungs⸗ Aktien. 
E Weſtb. 4 21,25 b A. Mind, F. V. G. — 7800 G 
o. Union 4 | 10,40 Aach Rück⸗Verſ. G. — 1638 G 
zeige 4 1108,09 15 = eg Sien: 
gar. 90.25 erl. Ed. u. 179 
Tamines Landen d 6,80 do. Feuer ⸗Verſ. G. 11940 Kal 
Warſchau⸗Wiener 5 j261,90 bz 5 Saen SA / o 9 
o. Lehens⸗V.⸗G.— 
Colonia, F ⸗V.⸗G. — 5800 G 
Gold, Silber u. Papiergeld ST eg — . 
säla SI 
Louisdor — — Trſp.-V.- G 121400 G 
Souvereigns =] 20,45 bz G SC Allg. Trſ. . — 810 G 
= oleonsdoer — 25 — 5 Ekel — 1211050 — 
ollar — erfe . —2 
Imperials — 16,70 G Fortuna, Allg Vrſ. — — 830 G 
Freinde Banknoten — 99,80 bz Germania, L.⸗V. G. — 376 & 
do. (einl. i. Leipz.) — | 99,90 0. 55 Gladbacher F. B. G. — 1194 2 
Oeſterr. Banknoten — 182, 90 bz Kölnische dag c — — 312 B 
do. Silber Wis — 191,80 bz do. Rückverſ. — — 348 G 
Ruff. Not. 1 — 1283,55 bz SE 2 8 
g "8 Bam. EAR — — 
5 ERC $ 
Verlier Banfrist.6 | 1 515 8 
Amſterd. 100fl. ST. 35.174,10 bz Së ge ensvſ.—— — 
do. do. 2M. 3417310 bz N de D Aſſ. G. e 630 G 
London 1Fftr. 8 T. 6 20,44 bz ordſtern, d Er ed 
Paris 100 Fr. 8 8.47 81,40 b3 rk Hagelvrſ G. — 90 B 
|. i e 
Bea, Bot, ul 81.45 p do. Nat. Berſ. G CS 8 
do. 100 Fr. Ze 45 80 90 bz Providentia, V.-G. — 318, o 
Wien 150 fl. 8 T. 5 182,60 bz Rhein. Witt. Floyd. — — 
do. do. 2M. 5 2 5 ba do. do. Rück⸗V. G. — 186 B 


Sächſiſche do. do. — 182 G 
Schleſ. Feuer⸗V. G. — 570 G 
Thuringia, Verſ.G. —3¹5 B 

Union, Hagel⸗Geſ. ES ek G 
do. See⸗ u. Fl. 


do. E 27940 D 


